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Vorwort

 
Vorwort des Autors zur Erstfassung 

 
 
Mit der modellhaften Förderung von Einrichtungen zur neutralen und unabhängigen 
Patientenberatung im Rahmen der Gesundheitsreform 2000 wurde einem stetig wach-
senden und in der heutigen Zeit immer bedeutenderen Praxisfeld Rechnung getragen. 
Rückblickend hat sich dieser Schritt bereits als Erfolg erwiesen, denn neben der sinn-
vollen Unterstützung engagierter Praxisprojekte konnten schon während der ersten 
Förderphase wertvolle Erkenntnisse gewonnen und Praxiserfahrungen gesammelt 
werden. Nachdem der Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitforschung vor-
lag, wurde aus den Reihen des wissenschaftlichen Beirats dieses Modellvorhabens die 
Idee geäußert, die Erfahrungen in einem praxisorientierten Handbuch zu bündeln und 
für zukünftige Projekte aus diesem Arbeitsfeld aufzubereiten. Schnell etablierte sich 
der Arbeitstitel "Kochbuch Patientenberatung".  
 
Natürlich ist die Praxis der Patientenberatung zu komplex und vielfältig, als dass man 
sie in "Rezepte" fassen könnte. Der Begriff "Kochbuch" unterstreicht jedoch noch ein-
mal, dass die Modellprojekte einen reichen Erfahrungsschatz hervorgebracht haben, 
der die Patientenberatung in ihrer methodischen und konzeptionellen Entwicklung ei-
nen Schritt nach vorn gebracht hat. Dieser sollte nun leicht verständlich aufbereitet und 
auf pragmatische Weise für die Praxis zugänglich gemacht werden. Die Spitzenver-
bände der Krankenkassen griffen diese Initiative auf und beauftragten mich mit der 
Umsetzung dieses Vorhabens. Es war nicht immer leicht, die Vielzahl der Erfahrungs-
werte und Ansichten zu bündeln und den Balanceakt zwischen wissenschaftlichem 
Anspruch und dem Pragmatismus der Beratungspraxis zu meistern. Die Fülle des Ma-
terials musste geordnet und zentrale Begriffe definiert werden. Auch sah ich mich wie-
derholt mit der Notwendigkeit konfrontiert, zu einzelnen Fragen Stellung zu beziehen 
oder unterschiedliche Meinungen der Fachwelt auf einen Nenner zu bringen. Das imp-
liziert natürlich auch, dass sich der Praxisleitfaden zukünftig noch der fachlichen Dis-
kussion stellen muss. Dies ist auch ausdrücklich erwünscht und es wäre sicher ein 
Erfolg, wenn es auf diese Weise gelänge, diese Diskussion durch die nun folgenden 
Handlungsempfehlungen zu beleben und zu bereichern.  
 
Letztendlich konnte der Praxisleitfaden innerhalb des geplanten Zeithorizonts fertigge-
stellt werden und es bleibt zu hoffen, dass er sich in der Praxis nun auch tatsächlich 
bewährt. Das hängt nicht zuletzt davon ab, ob er zukünftig gepflegt, aktualisiert und 
ergänzt wird. Wünschenswert wäre in diesem Kontext die Überführung der Inhalte in 
eine interaktive Website mit Diskussionsforen und einer entsprechenden redaktionellen 
Betreuung. Auf diese Weise könnte der bislang gesammelte Erfahrungsschatz wach-
sen, gedeihen und "dazulernen". Abschließend möchte ich mich noch bei allen Beteilig-
ten bedanken. Besonderer Dank gebührt dabei den Modellprojekten der ersten Förder-
phase, meinen Kollegen aus dem Team der Begleitforschung, den Mitgliedern des wis-
senschaftlichen Beirats sowie den Vertretern aus den Spitzenverbänden der gesetzli-
chen Krankenkassen. 
 
Bielefeld im Oktober 2005,              
 
 
Dr. Sebastian Schmidt-Kaehler, MPH 
 



 

Praxisleitfaden Patientenberatung 5 

Inhalt

Inhalt 
 
 

4Abschnitt 1: Einleitung 7 

   4Patientenberatung - warum und wozu? 7 

   4Zum Hintergrund dieses Praxisleitfadens 8 

   4Implementationsphasen der Patientenberatung 9 

   4Hinweise zur Benutzung des Praxisleitfadens 12 

 
4Abschnitt 2: Planung und Konzeption 14  

   4Problem- und Bedingungsanalyse 17 

   4Bedarfs- und Bedürfnisgerechtigkeit 18 

   4Zielsetzung 23 

   4Zielgruppen 26 

   4Themen- und Aufgabenfelder 29 

   4Methoden und Strategien 33 

   4Vermittlungsformen 37 

   4Finanzierung 42 

 
4Abschnitt 3: Schaffung der erforderlichen Infrastruktur 45 

   4Räumliches Setting und technische Infrastruktur 45 

   4Niederschwelligkeit 49 

   4Personalmanagement 54 

   4Kooperation und Vernetzung 63 

 
44. Abschnitt: Bereitstellung der inhaltlichen Grundlagen 66 

   4Strukturinformationen zur gesundheitlichen Versorgung 67 

   4Gesundheitsinformationen 71 

 



 

Praxisleitfaden Patientenberatung 6 

Inhalt

45. Abschnitt: Öffentlichkeitsarbeit 77 

   4PR-Maßnahmen und Tipps zur Öffentlichkeitsarbeit 78 

   4Sonderfall: Websitepromotion 83 

 
46. Abschnitt: Aufnahme der Beratungsarbeit 85 

   4Die 8 Prinzipien der Patientenberatung 85 

 
47. Abschnitt: Qualitätssicherung und Evaluation 101 

   4Qualität in der Beratungsarbeit 101 

   4Aufgaben und Arbeitsschritte 107 

   4Qualitätsindikatoren der Patientenberatung 109 

 
4Gesamtverzeichnis Literatur 115 

4Glossar 120 

4Sachwortverzeichnis 129 

 



 

Praxisleitfaden Patientenberatung 7 

Abschnitt 1: Einleitung

1. Einleitung 
 
Patientenberatung - warum und wozu? 
 
Das Thema Patientenberatung hat in der jüngsten Vergangenheit deutlichen Aufwind 
erfahren. Dabei stellt sich die Frage, warum Patienten oder deren Angehörige über-
haupt ein spezielles Beratungsangebot brauchen. Wird diese Aufgabe nicht schon seit 
jeher durch die Ärzte erfüllt und sollten medizinische Laien ihr Schicksal nicht lieber in 
die Hände erfahrener Mediziner legen? Die Antwort auf diese Fragen lässt sich nur bei 
näherer Betrachtung des komplexen Geflechts gesellschaftlicher und gesundheitspoli-
tischer Veränderungsprozesse finden. Die Wurzeln des heutigen Aufschwungs von 
Patientenberatung gehen auf die Gesundheitsbewegung der 70er Jahre zurück, die 
eine Demokratisierung des Gesundheitswesens und eine Überwindung des bis dahin 
bestehenden Machtgefälles zwischen Ärzten und Patienten einforderte. Patienten soll-
ten nicht länger bevormundet, sondern aktiv in gesundheitsrelevante Entscheidungen 
einbezogen werden. Um dies zu ermöglichen, wurden seinerzeit bereits Beratungsstel-
len geschaffen, die die Patienten mit den erforderlichen Informationen versorgen soll-
ten.  
 
Heute zeichnet sich ab, dass diese Idee der gezielten Beratung und Information von 
Patienten in vielerlei Hinsicht hilfreich sein kann. Gut informierte und beratene Patien-
ten arbeiten mit ihren behandelnden Ärzten besser zusammen, vermeiden eher ge-
sundheitsschädliche Verhaltensweisen und nehmen ihre Medikamente regelmäßiger 
ein. Das beste Beispiel hierfür ist die Einnahme von Antibiotika: Wer einmal verstanden 
hat, dass das vorzeitige Absetzen dieser Arzneimittel Resistenzen und somit erhebli-
che gesundheitliche Risiken herbeiführen kann, wird die Medikamente wahrscheinlich 
eher den Empfehlungen entsprechend einnehmen. Patientenberatung verstärkt jedoch 
nicht nur die Befolgung ärztlicher Ratschläge, sondern fördert ganz im Gegenteil auch 
eine kritische Grundhaltung gegenüber den Behandlungsentscheidungen der Medizi-
ner. Das richtige Maß an Aufklärung und Information vorausgesetzt, werden Patienten 
befähigt, eigenverantwortlich und konstruktiv an Behandlungsentscheidungen mitzu-
wirken und können möglicherweise sogar dazu beitragen, Behandlungsfehlern vorzu-
beugen. Schließlich zeigen empirische Befunde, dass die umfassende Information und 
Aufklärung der Patienten faktisch bessere Behandlungsergebnisse ermöglichen kann. 
Es steht also außer Frage, dass die gezielte Information und Beratung von Patienten 
die Behandlungsqualität im Einzelfall erhöhen kann. Kommunikation spielt im medizini-
schen Versorgungsalltag jedoch häufig nur eine untergeordnete Rolle und die Zeit im 
Sprechzimmer ist meist knapp bemessen, so dass viele Fragen der Patienten offen 
bleiben. Einrichtungen der Patientenberatung können in Ergänzung zur Informations- 
und Aufklärungsarbeit der Ärzte und anderer Gesundheitsprofessionen daher einen 
wichtigen Beitrag leisten, um dem bestehenden Informationsdefizit der Patienten ent-
gegenzuwirken und gleichzeitig die Position der Patienten im Behandlungsprozess zu 
stärken.  
 
Es geht jedoch um viel mehr als nur um die Kompensation des zum Teil unzureichen-
den Informationshandelns auf Seiten der Mediziner. Patientenberatung bietet neben 
der Vermittlung krankheitsbezogener Informationen auch Orientierungshilfen im 
Dschungel der Versorgungsangebote. Zu welchem Arzt soll ich gehen? In welcher Kli-
nik soll ich mich operieren lassen? Wo wird mir am besten geholfen? All das sind Fra-
gen, die Patienten beschäftigen und auf die sie nur selten eine befriedigende Antwort 
erhalten. Das Medizinsystem wird immer komplexer und ist für Laien mittlerweile kaum 
noch zu durchschauen. So stehen immer mehr Therapie- und Diagnosemöglichkeiten 
zur Verfügung, die Anzahl der Spezialeinrichtungen nimmt weiter zu und die ÓQualität 
der einzelnen Leistungsanbieter bleibt für die Nutzer des Gesundheitswesens meist im 
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Verborgenen. Entsprechende Beratungsangebote können hier eine ÓLotsenfunktion 
wahrnehmen, die angesichts der gesundheitspolitischen Entwicklung immer wichtiger 
wird. So werden immer mehr Marktmechanismen in Form von Zuzahlungs- und 
Selbstbeteiligungsregelungen eingeführt und die Regelleistungen der gesetzlichen 
Krankenkassen durch sog. Individuelle Gesundheitsleistungen (ÓIGeL) erweitert. Pati-
enten werden somit immer häufiger zu Kunden, die selbst in die Tasche greifen müs-
sen. Nun lassen sich die in der freien Wirtschaft geltenden Marktgesetze nicht ohne 
weiteres auf das Gesundheitswesen übertragen. Markmechanismen greifen nur dann, 
wenn auf Seiten der Verbraucher auch ausreichend Transparenz über die ÓQualität 
und Strukturen der Angebote herrscht. Einrichtungen der Patientenberatung können 
einen Beitrag zu mehr Transparenz im Wirrwarr der Anbieter von Gesundheitsdienst-
leistungen leisten, so dass ihnen im Kontext der aktuellen gesundheitspolitischen Re-
formen eine Schlüsselposition zukommt.   
  
Ein weiteres Argument für die Schaffung einer institutionalisierten Patientenberatung ist 
der Wandel des Krankheitsspektrums infolge des demographischen Wandels. Wir le-
ben in einer alternden Gesellschaft und mit der anteilsmäßigen Zunahme der alten 
Menschen wächst auch das Ausmaß der chronischen Erkrankungen und des gleichzei-
tigen Auftretens mehrerer Krankheitsbilder (Multimorbidität). Für die Betroffenen und 
deren Angehörige sind damit meist große Belastungen verbunden. Mangelndes Wis-
sen über die eigene Erkrankung, Überforderung und Unsicherheiten verstärken die 
Ängste der Patienten und vergrößern die zu bewältigenden Anforderungen. Beratung, 
Information und Aufklärung können hier unterstützend wirken und den Patienten Res-
sourcen vermitteln, um mit ihrer Erkrankung besser fertig zu werden bzw. leben zu 
lernen. Angesichts der zu erwartenden Entwicklung ist von einer weiteren Zunahme 
der chronischen Erkrankungen auszugehen, so dass auch in diesem Bereich die Be-
deutung der Patientenberatung wachsen wird. 
 
Angesichts der dargestellten Prozesse und Entwicklungstendenzen dürfte deutlich ge-
worden sein, dass die Patientenberatung eine hochaktuelle Aufgabe der gesundheitli-
chen Versorgung darstellt. So wie die Beratung in Anbetracht gesellschaftlicher Phä-
nomene wie Individualisierung und Pluralisierung auch in anderen Lebensbereichen an 
Bedeutung gewonnen hat, wird zukünftig auch das Gesundheitswesen von diesem 
Trend erfasst werden. Patientenberatung wird sich daher als Antwort auf strukturelle 
Probleme des Gesundheitswesens, als Schlüssel zu mehr Bedarfsgerechtigkeit, 
ÓQualität und Wirtschaftlichkeit sowie als Reaktion auf einen stetig wachsenden In-
formationsbedarf zu einem eigenständigen und unverzichtbaren Versorgungsangebot 
entwickeln. 
 
 
Zum Hintergrund dieses Praxisleitfadens 
 
Auch wenn sich die Patientenberatung noch in einem Stadium der Entwicklung und 
Konsolidierung befindet, ist das Angebot bereits sehr breit und vielfältig. So tummelt 
sich schon heute eine große Zahl von Anbietern mit ganz unterschiedlichen Interessen 
in diesem Praxisfeld. Neben den direkten Anbietern von Gesundheitsleistungen, die 
natürlich eine zentrale Informationsquelle für die Patienten darstellen, treten auch die 
Institutionen der Leistungs- und Kostenträger, kommerzielle Unternehmen, Verbände 
und Institutionen des Sozialwesens, Selbsthilfeorganisationen und viele weitere Akteu-
re als Anbieter von Patientenberatung auf. Die Beratungslandschaft ist also fast ge-
nauso heterogen wie das Gesundheitswesen selbst und so ist es auch für dessen Nut-
zer nicht immer leicht, das passende Beratungsangebot für sich zu finden. Entschei-
dend ist dabei natürlich die ÓUnabhängigkeit oder - anders ausgedrückt - die Frage, 
ob die Beratung auch immer im Interesse der Patienten erfolgt. Das kann keinesfalls 
immer garantiert werden, denn auch die einzelnen Beratungsanbieter verfolgen eigene 
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Interessen, die möglicherweise auch die Beratungsinhalte prägen. Somit befinden sich 
die Patienten als Nutzer von Beratungsangeboten in einem Dilemma, denn sie benöti-
gen neutrale und unabhängige Informationen, um sich autonom und eigenständig im 
Gesundheitswesen bewegen zu können. 
 
Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung im Jahr 2000 ein Gesetz erlassen (§ 
65b des fünften Sozialgesetzbuches), in dem die modellhafte Förderung von Einrich-
tungen zur unabhängigen Patienten- und Verbraucherberatung geregelt wird. Dafür 
werden seither jährlich rund fünf Millionen Euro aus Mitteln der gesetzlichen Kranken-
versicherung zur Verfügung gestellt. Die erste Förderphase begann im Sommer des 
Jahres 2001. Die insgesamt 30 Modellprojekte wurden während der gesamten Zeit 
wissenschaftlich begleitet und evaluiert und die Ergebnisse in einem Abschlussbericht 
der Begleitforschung zusammengetragen. Die Arbeit wurde insgesamt als erfolgreich 
bewertet, doch wie in jedem Modellvorhaben gab es natürlich auch hier Fehlentschei-
dungen und Probleme bei der Umsetzung. Die Spitzenverbände der Krankenkassen 
beschlossen, noch weitere Erkenntnisse zu sammeln und riefen ein weiterentwickeltes 
Modellvorhaben ins Leben. Um die bis dahin gesammelten Erfahrungen sowie die 
Schlussfolgerungen der Begleitforschung zu bündeln und für zukünftige Vorhaben der 
Patientenberatung leicht zugänglich zu machen, wurde im Rahmen eines Fachgutach-
tens der vorliegende Praxisleitfaden in Auftrag gegeben.  
 
Der Leitfaden soll pragmatische Tipps und Anregungen zur alltäglichen Arbeit einer 
Einrichtung der Patientenberatung liefern und für folgende Einsatzgebiete Hilfestellung 
leisten: 
 
• Planung und ÓKonzeption von Beratungsangeboten; 
• Praktische Durchführung und Ausgestaltung der eigentlichen Beratungsarbeit; 
• Überprüfung und Entwicklung der Beratungsqualität; 
• Entwicklung von Schulungsangeboten für Patientenberater; 
• Einarbeitung neuer Mitarbeiter. 
 
Darüber hinaus ist es denkbar, dass der Praxisleitfaden in Bildungseinrichtungen oder 
der Ausbildung an Fachhochschulen und Universitäten zum Einsatz kommt. In erster 
Linie richtet er sich aber an hauptamtliche wie freiwillige Mitarbeiter einschlägiger Bera-
tungseinrichtungen. In Zukunft soll er zum "Begleiter" in der Arbeit der unabhängigen 
Patientenberatung werden. Dabei soll er nicht statisch i.S. einer dogmatischen Regel-
sammlung Verwendung finden, sondern ständig weiterentwickelt und ergänzt werden. 
Langfristiges Ziel ist es also, einen Pool zu bilden, in dem die gesammelten Praxiser-
fahrungen dieses Handlungsfeldes zusammengetragen und für Praktiker nutzbar ge-
macht werden. 

 
 

Implementationsphasen der Patientenberatung 
 
Der vorliegende Praxisleitfaden ist in Anlehnung an sechs Phasen der ÓImplementati-
on gegliedert, die sich beim Aufbau einer Einrichtung zur Patientenberatung typischer-
weise beobachten lassen. Natürlich kann es in der Praxis je nach Ausrichtung, Art, 
Größe und Ausgangssituation eines Angebotes Abweichungen geben und auch die 
Reihenfolge muss nicht unbedingt eingehalten werden. Dennoch liefern die im Folgen-
den dargestellten Teilschritte angesichts der Vielzahl der anfallenden Aufgaben eine 
erste Orientierung und eignen sich zur Gliederung der umfangreichen Hinweise und 
Praxistipps dieses Leitfadens. Auch für bereits bestehende Einrichtungen bietet sich 
dieser Aufbau an, denn die einzelnen Phasen lassen sich nicht nur bei der Neuschaf-
fung einer Einrichtung beobachten, sondern wiederholen sich dauerhaft im Sinne eines 
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zyklischen Prozesses. Bevor nun im weiteren Verlauf des Praxisleitfadens die einzel-
nen Aspekte detailliert dargestellt werden, sollen die besagten Implementationsphasen 
der Übersichtlichkeit halber zunächst zusammengefasst werden. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
• Phase 1: Planung und Konzeption 
 

Bevor eine Beratungseinrichtung ins Leben gerufen wird, geht stets eine mehr oder 
minder intensive Planungs- und Konzeptionsphase voraus. Sie ist Teil der profes-
sionellen Vorgehensweise und beginnt mit einer Analyse der übergeordneten Prob-
lemstellung, auf die das Beratungsangebot reagiert sowie einer systematischen Er-
fassung der nutzerseitigen Bedarfs- und Bedürfnislage. Ausgehend von dieser 
Ausgangsanalyse werden Zielsetzung und Zielgruppen bestimmt, das Leistungs-
spektrum der geplanten Einrichtung festgelegt und die zur Anwendung kommenden 
Methoden und Strategien ausgewählt. Schließlich werden auch Überlegungen zur 
strukturellen Ausgestaltung der Einrichtung sowie zum Zeitplan und Finanzierungs-
konzept angestellt. Die erste Phase bildet somit die Grundlage des weiteren Han-
delns und legt die zu bewältigenden Aufgaben fest. 

 
 
• Phase 2: Schaffung der erforderlichen Infrastruktur 
 

In der zweiten Phase müssen zunächst organisatorische und technische Rahmen-
bedingungen für die Beratungsarbeit geschaffen werden. Hierzu zählen die Suche 
nach geeigneten Räumlichkeiten sowie der Aufbau einer technischen Infrastruktur 
wie z.B. die Installation eines internen Kommunikationsnetzes oder die Bereitstel-
lung eines technischen Systems für die telefonische Beratung.  

 

Planung 
und 

Konzeption 

 

Schaffung der 
erforderlichen 
Infrastruktur 

 

Bereitstellung 
der inhaltlichen 

Grundlagen 

Öffentlichkeits-
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Patientenberatung 
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Weiterhin müssen qualifizierte Mitarbeiter eingestellt und Kooperationsbeziehungen 
aufgebaut werden. Weitere Aufgaben dieser Phase sind die Konkretisierung und 
Operationalisierung der ÓKonzeption, die Entwicklung geeigneter Arbeitsroutinen 
sowie die trägerinterne Verankerung des Beratungsangebotes. 

 
 
• Phase 3: Bereitstellung der inhaltlichen Grundlagen 
 

Um eine hochwertige und sachgerechte Beratung und Information der Ratsuchen-
den sicherstellen zu können, müssen in einer dritten Phase inhaltliche Grundlagen 
für die Beratungsarbeit geschaffen werden. Hierzu zählt die Durchführung von Re-
cherchearbeiten, die Zusammenstellung von Informationsmedien ebenso wie der 
Aufbau von Datenbanken zu den Versorgungsstrukturen des Gesundheitswesens. 
Dabei spielt die verständliche und laiengerechte Aufbereitung der Informationen ei-
ne zentrale Rolle. 

 
 
• Phase 4: Öffentlichkeitsarbeit 
 

Ist die erforderliche Infrastruktur geschaffen und sind die inhaltlichen Grundlagen 
für die Beratungsarbeit bereitgestellt, gilt es im Rahmen einer vierten Phase das 
Beratungsangebot in angemessener Weise bekannt zu machen. Hierzu lässt sich 
eine große Zahl von Maßnahmen ergreifen, die mit dem Druck von Briefpapier und 
Visitenkarten beginnen und über den Eintrag in Branchenverzeichnisse bis hin zu 
einer professionell betriebenen Pressearbeit reichen. Die Öffentlichkeitsarbeit kann 
aus taktischen Gründen auch schon in der Konzeptionsphase eingeleitet werden, 
um z.B. potentielle Sponsoren zu gewinnen. Befinden sich die personellen Res-
sourcen noch im Aufbau, kann es aber auch sinnvoll sein, die Bekanntmachung 
des Angebotes über die Aufnahme der Beratungstätigkeit hinaus zu verzögern. 
Hier muss im Einzellfall entschieden werden, in der Regel sollte die Öffentlichkeits-
arbeit unmittelbar vor oder zeitgleich mit der Eröffnung einer Beratungseinrichtung 
einsetzen. 
 
 

• Phase 5: Aufnahme der Beratungsarbeit 
 

Sind alle Vorbereitungen getroffen, kann im Rahmen der fünften Implementati-
onsphase die Beratungsarbeit aufgenommen werden. Besonders in dieser An-
fangszeit entpuppen sich oft schon erste Planungsfehler und auch die entwickelten 
Arbeitsroutinen müssen meist noch modifiziert und erweitert werden, so dass die 
Hintergrundaufgaben in diesem Abschnitt häufig noch im Vordergrund stehen. Erst 
im weiteren Verlauf der Arbeit gewinnt die eigentliche Beratungsarbeit zunehmend 
an Bedeutung und nimmt anteilig immer mehr Raum ein. 

 
 
• Phase 6: Qualitätssicherung und Evaluation 
 

Die letzte Phase des Implementationskreislaufs ist schließlich der ÓQualitätssiche-
rung und Evaluation gewidmet. Natürlich zieht sich der Qualitätsgedanke durch alle 
Phasen der Umsetzung hindurch, in angemessenen zeitlichen Abständen sollte der 
Selbstreflexion und kritischen Betrachtung der geleisteten Arbeit jedoch ein beson-
derer Stellenwert eingeräumt werden. Nun gilt es, die Zielsetzungen zu hinterfra-
gen und die Arbeitsweise zu modifizieren. Die Ergebnisse dieses Reflexionspro-
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zesses sollten wiederum in die ÓKonzeption einfließen, womit der Implementati-
onskreislauf geschlossen wäre. 

 
Die sechs beschriebenen Implementationsphasen sind, wie bereits erwähnt, nicht als 
einmalige bzw. abgeschlossene Arbeitsabschnitte, sondern als dauerhafter, zykli-
scher Prozess zu verstehen. Noch während die einzelnen Schritte durchlaufen wer-
den, müssen möglicherweise zusätzliche Stellen ausgeschrieben und die organisatori-
schen Rahmenbedingungen an die Arbeitsanforderungen angepasst werden. Der in 
den Zielsetzungen der Modellprojekte formulierte hohe Anspruch an die Angebotsquali-
tät erfordert außerdem die ständige Aktualisierung und Pflege der Informationen, so 
dass auch nach der Aufnahme der Beratungsaktivitäten weiterhin neue Daten generiert 
und aufbereitet werden müssen. Auch bei der Öffentlichkeitsarbeit handelt es sich um 
eine Daueraufgabe, die zwar in unterschiedlicher Intensität aber kontinuierlich betrie-
ben werden muss. Darüber hinaus dürfte bereits deutlich geworden sein, dass sich die 
vorgestellten Implementationsphasen nicht immer trennscharf voneinander abgrenzen 
lassen und sich je nach inhaltlicher Ausrichtung, Ausgangssituation und individueller 
Arbeitsweise unterscheiden können. Sie veranschaulichen jedoch schematisch den 
Verlauf und die wichtigsten Arbeitsschritte von Einrichtungen zur Patientenberatung 
und eignen sich daher sehr gut als Strukturierungs- und Gliederungshilfe für den vor-
liegenden Praxisleitfaden. 
 
 
Hinweise zur Benutzung des Praxisleitfadens 
 
Der Praxisleitfaden Patientenberatung ist eine Erfahrungs- und Ideensammlung und 
liefert pragmatische Tipps und Handlungsempfehlungen zur Arbeit von Einrichtungen 
der Patientenberatung. Dabei sei zunächst darauf hingewiesen, dass es sich wirklich 
nur um Empfehlungen und Anregungen handelt, die im Einzelfall auf ihre Anwendbar-
keit hin überprüft werden müssen. Der Leitfaden wird also dann falsch verstanden, 
wenn er im Sinne eines Regelwerks gesehen wird. Die Praxis der Patientenberatung 
ist zu vielfältig als dass man die vorliegende Sammlung praktischer Erfahrungen auf 
jede einzelne Einrichtung übertragen könnte. Je nach Zielsetzung, Themenwahl, Struk-
tur und regionaler Ausrichtung bedarf es ganz unterschiedlicher Methoden und Kon-
zepte, um den Nutzern des Gesundheitswesens hochwertige Beratungsleistungen an-
bieten zu können.  
 
Bei der Erstellung des Leitfadens wurde darauf geachtet, dass die enthaltenen Praxis-
erfahrungen und Handlungsempfehlungen möglichst leicht zugänglich gemacht wer-
den. Dies soll zunächst durch die Verwendung einer möglichst einfachen Sprache 
gewährleistet werden. Darüber hinaus werden alle einschlägigen Begriffe im Text oder 
im Glossar am Ende des Leitfadens erklärt. Zudem wurde eine Struktur gewählt, die 
sich an der Umsetzungspraxis einer Einrichtung zur Patientenberatung orientiert. Wie 
im vorangegangenen Abschnitt bereits erläutert, gliedert sich der Praxisleitfaden in 
insgesamt sechs unterschiedliche Implementationsphasen, die chronologisch ange-
ordnet sind. Der Zugang zu den Informationen kann also, dieser Systematik folgend, 
Schritt für Schritt erfolgen. So kann der Leitfaden, ähnlich wie ein Lehrbuch, von der 
ersten bis zur letzten Seite komplett gelesen werden. Gleichzeitig kann er aber auch 
als Nachschlagewerk verwendet werden. Dies wird durch das am Ende befindliche 
Sachwortverzeichnis ermöglicht. 
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In der Aufmachung orientiert sich der Praxisleitfaden an den im angloamerikanischen 
Raum traditionsreichen Praxishandbüchern (Manuals) und setzt sich aus kurz gehalte-
nen Textabschnitten sowie aus grafisch abgegrenzten Praxisbeispielen, Hinweisen auf 
weiterführende Literatur und Internetquellen, Checklisten und praktischen Instrumenten 
und Hilfsmitteln zusammen. Die dabei verwendeten Symbole werden im Folgenden 
erklärt.  
 
 

 
Definition 

 

N  
  

 
Tool/Hilfsmittel 

 

@  
  

 
Hinweis auf relevante Internetressourcen @ 
 

  
 
Hinweis auf weiterführende Literatur 

 

È  
  

 
Checkliste 

 

X  
  

 
Praxisbeispiele 

 

I  
  

 
Verweis auf relevante Abschnitte innerhalb des Praxisleitfadens 

 

Ĕ  
  

 
Kennzeichnung von Begriffen, die im Glossar erklärt werden 

 

Ó  
 



 

Praxisleitfaden Patientenberatung 
 

14 

Abschnitt 2: Planung und Konzeption

2. Planung und Konzeption 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Viele Menschen vertreten die Auffassung, dass zu viel Planung der Kreativität und 
Spontaneität entgegensteht und zudem noch unnötig viel Zeit in Anspruch nimmt. 
Dieses Vorurteil trifft jedoch nur bedingt zu, denn Planung kann immer auch Spielräu-
me für spontanes Handeln offen lassen und sogar dabei helfen, Zeit zu sparen. Sie 
orientiert sich an Zukunftsperspektiven, macht ein komplexes Projekt überschaubar 
und ermöglicht es, schrittweise zu agieren. Ein planmäßiges Vorgehen in der Patien-
tenberatung entlastet die Mitarbeiter und gibt ihnen Sicherheit, denn es definiert auch 
immer die individuellen Aufgaben, setzt das Handeln aller Beteiligten in einen überge-
ordneten Zusammenhang und schafft so die Rahmenbedingungen für eine konstruktive 
Zusammenarbeit. Häufig wird bei der �Implementation von Beratungsangeboten auch 
versucht, alle Ziele und Aufgaben gleichzeitig zu realisieren und zu bewältigen. Das 
führt nicht selten zu einer Überforderung, im schlimmsten Fall gar zu einem Scheitern 
des Vorhabens. Planung ermöglicht hingegen die Aufteilung der Aufgaben und Ziele in 
einzelne Teilschritte. So trägt sie schließlich dazu bei, dass gesetzte Ziele auch tat-
sächlich verfolgt und die finanziellen Mittel verantwortlich eingesetzt werden.  
 
Nicht zuletzt aus diesem Grund setzen Kostenträger und Sponsoren der Patientenbe-
ratung stets eine professionelle Planung voraus. Ohne ein entsprechendes Konzept 
fließen in der Regel keine finanziellen Mittel, d.h. dass planmäßiges Vorgehen auch 
immer das Vertrauen in eine Einrichtung und seine Mitarbeiter stärkt. Mit anderen 
Worten: Ohne Planung geht es nicht! Das bedeutet freilich nicht, dass ein Plan um 
jeden Preis realisiert werden muss, denn Plan und Wirklichkeit können im Rahmen der 
Umsetzung voneinander abweichen. Planmäßiges Vorgehen ist also im Sinne eines 
Suchverfahrens zu verstehen, das dazu dient, ein übergeordnetes Ziel zu realisieren. 
Geht ein Plan einmal nicht auf, so muss er überdacht und angepasst werden. 

 

Planung 
und 

Konzeption 

 

Schaffung der 
erforderlichen 
Infrastruktur 

 

Bereitstellung 
der inhaltlichen 

Grundlagen 

Öffentlichkeits-
arbeit 

 
Aufnahme der 

Beratungsarbeit 

 

Qualitäts-sicherung 
und 

Evaluation 

 
Implementationskreislauf 

 

Patientenberatung 
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N 

P l a n e n   heißt Handeln regeln. Planen meint ein zielgerichtetes Handeln, welches 
sich Kriterien des Erfolges unterwirft. 
 
Quelle: Tenbruck 1978 

 
 
Die bisherigen Erläuterungen haben bereits deutlich gemacht, dass planmäßiges 
Vorgehen ein grundlegender Bestandteil professionellen Handelns ist und sich durch 
die gesamte Beratungsarbeit hindurchzieht. In unzähligen Situationen werden Berater 
dazu angehalten, zu planen - im Umgang mit den Klienten, in der Teamarbeit und bei 
der Verfolgung ihrer eigenen, persönlichen Ziele. Ein Plan bezieht sich jedoch nicht nur 
auf die Zielgruppe oder eine bestimmte Situation, sondern regelt umfassend die Vor-
gänge und Abläufe innerhalb der gesamten Beratungseinrichtung. In diesem Fall 
spricht man in der Regel von einem Organisationskonzept oder einer �Konzeption. 
 

N 

Eine   K o n z e p t i o n   ist eine umfassende Zusammenstellung von Informationen 
und Begründungszusammenhängen für ein größeres Vorhaben oder umfangreiche 
Planungen.  
 
Quelle: http://www.wikipedia.de 

 
 
Jede Beratungseinrichtung sollte über eine �Konzeption verfügen, um den Mitarbei-
tern und Klienten grundlegende Informationen über das jeweilige Angebot zu vermit-
teln. Auch im Kontext der Beantragung öffentlicher Mittel oder der Einwerbung privater 
Sponsorengelder wird eine solche �Konzeption fast immer eingefordert. Sie wird 
schriftlich abgefasst und in regelmäßigen Zeitabständen auf ihre Relevanz und Aktuali-
tät hin überprüft. Doch welche Bestandteile gehören in eine solche �Konzeption und 
welche Informationen sollen vermittelt werden? 
 
Zunächst sollte eine �Konzeption stets eine Problem- und Bedingungsanalyse enthal-
ten, in der das Beratungshandeln in einen übergeordneten gesellschaftlichen Problem-
kontext gestellt wird. In einem zweiten Schritt sollten die daraus hervorgehenden 
Schlussfolgerungen mit dem tatsächlichen �Bedarf bzw. den individuellen Bedürfnis-
sen der Ratsuchenden in Einklang gebracht werden, um das Beratungshandeln zu 
legitimieren (Bedarfs- und Bedürfnisanalyse). Eine solche Legitimation kann sich dar-
über hinaus aus dem zugrundeliegenden Menschenbild und spezifischen Wertvorstel-
lungen ergeben, die ebenfalls Teil der �Konzeption sein können (z.B. respektvoller 
Umgang, Unvoreingenommenheit, Toleranz). Aus den Ausgangsanalysen lässt sich 
dann eine übergeordnete Zielsetzung ableiten, die in keiner Beratungskonzeption 
fehlen darf und darüber hinaus in klar operationalisierbare Grob- und Feinziele über-
setzt werden sollte.  
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Ausgehend von der Zielsetzung einer Einrichtung kann im Rahmen der �Konzeption 
auch der Beratungsauftrag einer Einrichtung explizit formuliert und eine Rollendefinition 
der Mitarbeiter vorgenommen werden. Darüber hinaus sollten die Zielgruppen und die 
Themen- und Aufgabenfelder sowie das jeweilige Leistungsspektrum der Beratungs-
einrichtung definiert werden. Im weiteren Verlauf gilt es, die zur Anwendung kommen-
den Methoden und Interventionsstrategien zu erläutern. Zudem sollte erörtert werden, 
welche Vermittlungsformen bzw. Medien zum Einsatz kommen, ob also die Beratungs-
leistungen im Face-to-Face-Kontakt, per Telefon, Internet oder durch eine Kombination 
unterschiedlicher Medien erbracht werden. Schließlich sollte auch die Struktur der 
Einrichtung, die Trägerschaft, eine mögliche Aufteilung in Abteilungen sowie die jewei-
ligen Verantwortlichkeiten mithilfe eines Organigramms veranschaulicht werden. Je 
nach Entwicklungsstadium der Einrichtung kann es zudem sinnvoll sein, Angaben über 
die zeitliche Planung und das Finanzierungskonzept zu machen. Die folgende Über-
sicht schlägt eine mögliche Gliederung für die �Konzeption einer Beratungseinrich-
tung vor. Zentrale Elemente werden im weiteren Verlauf dieses Abschnitts noch näher 
erläutert. 
 

@ 

Elemente der Konzeption einer Beratungseinrichtung 
 
• Problem- und Bedingungsanalyse 
• Bedarfs- und Bedürfnisanalyse 
• Menschenbild und Wertvorstellungen 
• Zielsetzung 
• Rollendefinition und Beratungsauftrag der Mitarbeiter 
• Zielgruppen 
• Themen, Aufgaben und Leistungsspektrum 
• Methoden und Strategien 
• Vermittlungsformen  
• Struktur der Einrichtung  
• Finanzierung 
• Zeitplan 

 
 

È 

Beck, M. (Hrsg.) (1988): Planung. Betriebswirtschaft für soziale Einrichtungen. Wiesbaden: 
Gabler Verlag. 
 

Schilling, J. (2000): Didaktik/Methodik der Sozialpädagogik. Grundlagen und Konzepte. 
Darmstadt: Luchterhand. 
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Problem- und Bedingungsanalyse 
 
Bevor man die Ziele einer Einrichtung oder eines Beratungsangebotes formuliert, muss 
zunächst analysiert werden, unter welchen Bedingungen die Beratungsleistungen 
erbracht werden und warum diese überhaupt notwendig oder sinnvoll sind. Jedes 
Beratungsangebot unterstützt Klienten auf individueller Ebene in bestimmten Konfliktsi-
tuationen. Dabei lassen sich in der Regel Gemeinsamkeiten in den Anliegen der Rat-
suchenden ausmachen, die sich wiederum auf bestimmte strukturelle, kulturelle, politi-
sche oder gesellschaftliche Probleme zurückführen lassen. Der Mensch steht immer in 
einem Wirkungsgeflecht der ihn umgebenden Umwelt. Auch individuelle Probleme sind 
nie ganz losgelöst von diesen Systemen zu betrachten. Bei der Erstellung einer 
�Konzeption gilt es nun, solche Aspekte zu identifizieren und das geplante  Bera-
tungsangebot innerhalb dieser Problemkonstellationen zu verorten.  
 
Es stellt sich also die Frage, auf welche übergeordneten Probleme ein Beratungsange-
bot reagiert und unter welchen Bedingungen die Leistungen erfolgen. Im Praxisfeld der 
Patientenberatung gibt es eine ganze Reihe unterschiedlicher Aspekte, die ein hoch-
wertiges Kommunikations- und Beratungsangebot für die Nutzer des Gesundheitswe-
sens erfordern. Einige, häufig angeführte Punkte seien zur Veranschaulichung an 
dieser Stelle genannt:                                                                                                              
 
• Unübersichtlichkeit und Intransparenz des Versorgungswesens; 
• Interaktions- und Kommunikationsprobleme zwischen professionellen Akteuren 

und Nutzern des Gesundheitswesens (z.B. Informationsdefizite von Patienten und 
Angehörigen über einzelne Erkrankungen und die aus Nutzersicht häufig unbefrie-
digende Erfüllung der Aufklärungspflicht durch die Ärzte und andere Gesundheits-
professionen); 

• Zunahme von chronisch degenerativen Erkrankungen als Konsequenz der  
demographischen Bevölkerungsentwicklung und daraus folgend ein hohes Maß an 
Bewältigungsaufgaben und Anpassungsleistungen, denen sich die Patienten stel-
len müssen; 

• Mangel an unabhängiger und neutraler Information und Beratung bei gleich-
zeitig zunehmender Marktorientierung, finanzieller Selbstbeteiligung und Individua-
lisierung der Versorgungslösungen; 

• Unzureichende Patienten- und Nutzerorientierung des Gesundheitssystems 
(z.B. mangelnde Einbeziehung der Patienten in das individuelle Behandlungsge-
schehen sowie in gesundheitspolitische Entscheidungen auf der Makroebene); 

• Kurative Ausrichtung der gesundheitlichen Versorgung bei gleichzeitiger Ver-
nachlässigung präventiver Strategien und Maßnahmen der �Gesundheitsförde-
rung; 

• Qualitätsmängel und mangelnde Effizienz in der gesundheitlichen Versorgung. 
 
Die genannten Problemstellungen dienen lediglich als Beispiel. Ein Beratungsangebot 
kann auf ein ganzes Bündel solcher Aspekte reagieren oder einzelne Problemstellun-
gen herausgreifen und noch näher spezifizieren. Dies hängt nicht zuletzt auch von der 
Definition der Zielgruppe ab. Entscheidend ist nur, dass die Organisation bzw. die 
Einrichtung in einen übergeordneten Problemkontext gestellt wird, um das Beratungs-
handeln entsprechend zu legitimieren. Darüber hinaus hilft eine solche Problemanaly-
se, die übergeordneten Zielsetzungen zu formulieren. 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 2, Zielsetzung 
Abschnitt 2, Zielgruppen 
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Bedarfs- und Bedürfnisgerechtigkeit 
 
Neben der Problemanalyse bilden die individuellen Bedürfnisse und der �Bedarf an 
Beratungsleistungen eine weitere Legitimation für den Aufbau und den Betrieb einer 
Beratungseinrichtung und liefern wichtige Hinweise für die Zielgruppen und Zielsetzun-
gen eines Beratungsangebotes. Aus diesem Grunde sollte bereits zum Zeitpunkt der 
Konzepterstellung eine Bedarfs- und Bedürfnisanalyse durchgeführt werden. Aber 
Achtung: Hier handelt es sich nicht um einen einmaligen Arbeitsschritt sondern um 
eine Daueraufgabe! Der Beratungsbedarf wie auch die Bedürfnisse der Ratsuchenden 
unterliegen im Gesundheitswesen einem ständigen Wandel und müssen daher immer 
wieder beobachtet werden.  
 
Bevor nun die weitere Vorgehensweise näher erläutert wird, stellt sich zunächst die 
Frage, was �"Bedarf" bzw. �"Bedürfnis" eigentlich bedeutet. Besonders der Bedarfs-
begriff wird meist sehr leichtfertig eingesetzt. So wird z.B. auf der Basis der Problem-
analyse oder angesichts einer hohen �Nachfrage häufig auch von einem hohen Bera-
tungsbedarf gesprochen. Diese Verwendung ist jedoch nicht wirklich korrekt, denn in 
solchen Fällen handelt es sich allenfalls um eine Vermutung und die �Nachfrage 
entspricht ebenso wenig dem �Bedarf wie den individuellen Bedürfnissen der Pati-
enten oder der tatsächlichen �Nutzung der Einrichtungen. Die genannten Begriffe 
werden auch in den Wirtschaftswissenschaften häufig verwendet, die dort gängigen 
Definitionen lassen sich auf das Gesundheitswesen jedoch nur bedingt übertragen. 
Daher soll an dieser Stelle zunächst eine begriffliche Klärung anhand konkreter Bei-
spiele vorgenommen werden. 
 

I 

Der 49-jährige Herr F. lebt in einer Kleinstadt mit 15.000 Einwohnern und einer überdurch-
schnittlich hohen Arbeitslosenquote. Im vergangenen Jahr verlor er seine Arbeitsstelle und 
leidet seither unter Depressionen. Um seine Symptome zu verringern, greift er immer 
wieder zu Alkohol und Beruhigungsmitteln. Seine Ehefrau macht sich angesichts dessen 
große Sorgen und weiß nicht, wie sie sich ihm gegenüber verhalten soll. Sie fühlt sich mit 
dem Problem vollkommen überfordert und möchte daher eine Beratungsstelle für Angehö-
rige aufsuchen, um sich Rat und Unterstützung zu holen. 

 
 
Frau F. verspürt den subjektiven Wunsch, in einer Beratungsstelle Hilfe zu suchen. 
Man könnte also auch sagen, dass sie das �Bedürfnis hat, Beratungsleistungen für 
Angehörige von Menschen mit psychischen Erkrankungen in Anspruch zu nehmen. In 
dem Moment, wo sie z.B. bei der städtischen Selbsthilfekontaktstelle anruft, um eine 
geeignete Beratungsstelle zu finden, spricht man auch von �Nachfrage. In diesem 
Fall wäre es denkbar, dass es in ihrer Stadt kein adäquates Beratungsangebot gibt. 
�Nachfrage nach Beratungsleistungen kann also auch dann auftreten, wenn keine 
passenden Angebote vorhanden sind. Nehmen wir im Falle von Frau F. nun an, dass 
in einer benachbarten Großstadt ein auf ihre Bedürfnisse ausgerichtetes Angebot 
existiert und sie dieses auch tatsächlich aufsucht, so spricht man wiederum von �Nut-
zung. Am Anfang steht also in der Regel ein subjektives �Bedürfnis. Dieses �Be-
dürfnis muss nicht immer zur �Nachfrage führen. Wenn z.B. Berührungsängste zum 
Hilfesystem, Sprachbarrieren oder sonstige Hindernisse bestehen, bleibt es bei einem 
unbefriedigten �Bedürfnis. Doch auch die �Nachfrage führt nicht immer zur �Nut-
zung. So können z.B. lange Anfahrtswege, die Leistungsverweigerung durch eine 
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Einrichtung, hohe Kosten oder schlicht das Fehlen eines adäquaten Angebotes den 
Schritt von der �Nachfrage zur �Nutzung verhindern.   
 
 

I 

Nachdem sich Herr B. in einem städtischen Krankenhaus einer Operation unterzogen hat, 
erfährt er von einer Pflegekraft beiläufig, dass es während des Eingriffs wohl größere Kom-
plikationen gegeben habe. Die behandelnden Ärzte hatten ihm nichts davon gesagt. Eigent-
lich hätte er gerne gewusst, was vorgefallen ist, doch er wird noch am selben Tag entlassen 
und findet sich mit der offengebliebenen Frage ab. Als er wieder zu Hause ist, liest er in der 
Zeitung einen Artikel über eine neu eröffnete Beratungsstelle, die Ratsuchende u.a. über 
Patientenrechte informiert. Er wusste bis dahin gar nicht, das es so etwas gibt, doch der 
Artikel hat ihn neugierig gemacht. Am darauffolgenden Tag greift er zum Telefon und ruft 
bei der Beratungsstelle an, um sich über die Möglichkeit einer Einsicht in die Patientenakte 
zu informieren. 

 
 
Das Beispiel verdeutlicht, dass es durchaus auch denkbar ist, dass erst das Vorhan-
densein eines Angebotes die �Nachfrage bzw. das �Bedürfnis nach Beratungsleis-
tungen erzeugt. Die drei Begriffe �Bedürfnis, Nachfrage und �Nutzung bedingen sich 
also gegenseitig, doch wann spricht man von �Bedarf?  
 

I 

Nachdem Frau M. einen Knoten in ihrer Brust entdeckt hatte, suchte sie einen Arzt auf, der 
verschiedene Untersuchungen in die Wege leitete. Diagnose: Brustkrebs. Der behandelnde 
Arzt macht ihr Mut und erklärt ihr, dass sich der Tumor noch in einem frühen Stadium 
befände und die Krankheit höchstwahrscheinlich heilbar sei. Außerdem rät er ihr, eine 
Krebsberatungsstelle in der benachbarten Stadt aufzusuchen. Frau M. will davon aber 
nichts hören. Sie wird von Angst überwältigt, leidet unter Depressionen und weiß nicht, wie 
sie mit dieser Diagnose umgehen soll. Ihrem Ehemann erzählt sich nichts davon und ver-
drängt ihre Erkrankung.  

 
 
Das Beispiel veranschaulicht, dass der objektive Beratungsbedarf mit dem subjektiven 
�Bedürfnis keinesfalls gleichzusetzen ist. Frau Müller verfügt über keinerlei Wissen zu 
den Behandlungsmethoden und weiß nicht, wie sie mit ihrer Erkrankung umgehen soll. 
Gleichzeitig gibt es wissenschaftliche Befunde, die belegen, dass eine umfassende 
Beratung die Krankheitsbewältigung verbessern und die Lebensqualität der betroffenen 
Frauen steigern kann (exemplarisch Andersen & Urban 1999). Zudem existieren spe-
zielle Beratungskonzepte, die auf ihre Wirksamkeit hin geprüft wurden und auf die 
speziellen Anforderung von Frauen mit Krebserkrankungen abgestimmt sind. Ein Bera-
tungsbedarf lässt sich in diesem Fall also objektiv feststellen. Dennoch verspürt Frau 
Müller im Rahmen ihrer Vermeidungsstrategie nicht das �Bedürfnis, eine Beratung in 
Anspruch zu nehmen. Somit dürfte deutlich geworden sein, dass die Begriffe �Bedarf 
und �Bedürfnis keineswegs immer denselben Sachverhalt beschreiben. Aus diesem 
Grunde ist es auch wichtig, besonders vulnerable Zielgruppen zu identifizieren, die 
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zwar einen �Bedarf haben, entsprechende Beratungsangebote aus den unterschied-
lichsten Gründen aber nicht aufsuchen. 
 

N 

Von einem (subjektiven)   B e d ü r f n i s   nach Patientenberatung lässt sich dann 
sprechen, wenn Patienten oder deren Angehörige den Wunsch haben, Beratungsleis-
tungen in Anspruch zu nehmen. 
 

Von   N a c h f r a g e   nach Patientenberatung lässt sich dann sprechen, wenn ein 
subjektives Bedürfnis nach Beratungsleistungen vorliegt und die Inanspruchnahme 
tatsächlich versucht wird. 
 

Von   N u t z u n g   der Patientenberatung lässt sich dann sprechen, wenn ein adä-
quates Angebot tatsächlich in Anspruch genommen wird. 
 

Von einem (objektiven)   B e d a r f   an Patientenberatung lässt sich dann sprechen, 
wenn Patienten oder deren Angehörige in bestimmten Situationen nicht über ausrei-
chend Problemlösungskompetenzen oder Wissen verfügen, dieses Defizit für die 
Betroffenen negative gesundheitliche Folgen hat oder die Lebensqualität einschränkt 
und sich gleichzeitig durch entsprechende Beratungsleistungen verbessern oder 
beheben ließe. 
 
Quelle: In Anlehnung an SVR 2003 

 
 
Die begrifflichen Erläuterungen dürften deutlich gemacht haben, dass es sehr viel 
schwieriger ist, den objektiven Beratungsbedarf festzustellen, als Informationen über 
die Bedürfnisse der Ratsuchenden, die �Nachfrage oder die �Nutzung von Patien-
tenberatung zu ermitteln. Bedarfserhebung ist eine primär wissenschaftliche Aufgabe, 
die viel fachliches Können erfordert. Leider liegen in diesem Bereich derzeit noch keine 
gesicherten Erkenntnisse zum Beratungsbedarf vor, da die Patientenberatung im 
Vergleich zu anderen Beratungssektoren noch ein relativ junges Praxisfeld ist. Bis 
entsprechende Daten zur Verfügung stehen, sind die Anbieter der Patientenberatung 
daher zur Improvisation gezwungen. Ein hoher und gleichzeitig schlecht abgedeckter 
�Bedarf ist beispielsweise dort zu vermuten, wo besonders große gesundheitliche 
Risiken vorliegen und gleichzeitig ein schlechter Zugang zu Beratungsangeboten 
besteht.  
 
Dies ist etwa bei Menschen mit Migrationshintergrund der Fall, wo kulturelle und 
sprachliche Barrieren der Inanspruchnahme von Beratungsleistungen entgegenstehen. 
Auch Personen mit einem niedrigen Sozialstatus tragen ein höheres Krankheitsrisiko 
und nehmen die Dienste einer Beratungsstelle vergleichsweise selten in Anspruch. 
Zudem dürften auch Menschen mit chronischen Erkrankungen einen hohen Bera-
tungsbedarf haben, da diese häufig ihren ganzen Lebensalltag verändern, Zukunfts-
perspektiven anpassen und sich u.U. bei lebensbedrohlichen Formen mit dem Thema 
Tod und Sterben auseinandersetzen müssen. Besondere Unterstützung ist schließlich 
dort gefragt, wo ein besonders großes Machtgefälle zwischen den Gesundheitsprofes-
sionen und den Nutzern des Gesundheitswesens besteht oder einschlägige Interes-
senkonflikte vorliegen. So verfügen beispielsweise Menschen mit psychischen Erkran-
kungen über vergleichsweise geringe Spielräume und Möglichkeiten, die eigenen 
Interessen im Behandlungsgeschehen durchzusetzen. Bedarfsgerechte Versorgung 
bedeutet hier, gezielt auf derart vulnerable Personengruppen zuzugehen und 
Beratungsangebote dort anzusiedeln, wo sie am nötigsten gebraucht werden. 
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Dies bezieht sich auf die Wahl der Zielgruppen, der Kernthemen sowie auf den Einsatz 
bestimmter Methoden und Strategien.  
 
Bei der Abschätzung des Beratungsbedarfs muss man jedoch nicht völlig im Dunkeln 
tappen. Verbände, Ministerien und Forschungsinstitute veröffentlichen regelmäßig 
Berichte und Daten über die soziale Lage in Deutschland, über die Situation besonders 
vulnerabler Zielgruppen und deren gesundheitliche Versorgung sowie über die Häufig-
keit und Verteilung von Krankheiten. Diese Informationen können zur Einschätzung 
des Bedarfs herangezogen werden und bilden somit auch eine wichtige Grundlage zur 
�Konzeption einer Beratungseinrichtung. 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 2, Zielgruppen 
Abschnitt 3, Niederschwelligkeit 
 

 
 

È 

Lampert, T. und Ziese, T. (2005): Armut, soziale Ungleichheit und Gesundheit. Berlin:  
Bundesministerium für Gesundheit und soziale Sicherung. Online verfügbar: 
http://www.bmgs.bund.de/download/broschueren/A349.pdf (2005-08-11). 
 
BMGS - Bundesministerium für Gesundheit und soziale Sicherung (2005): Lebenslagen in 
Deutschland - Der 2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung. Online  
verfügbar: http://www.bmgs.bund.de/download/broschueren/A332.pdf 

 

@ 
 
 

Datensammlung zur sozialen Lage in Deutschland 
 

http://www.sozialpolitik-aktuell.de/datensammlung.shtml 
 
Epidemiologische Datenbanken: 
 

http://www.gbe-bund.de 
http://www.rki.de  
http://www.oecd.org 
http://www.who.int  
http://www.destatis.de 

 
 
Neben dem �Bedarf sind, wie bereits erläutert, auch die subjektiven Bedürfnisse der 
Ratsuchenden sowie die �Nachfrage und �Nutzung in die �Konzeption einer Bera-
tungseinrichtung einzubeziehen. Hierzu können die in einer Beratungsstelle oder im 
Rahmen der telefonischen Beratung geäußerten Anliegen, Sorgen und Fragen der 
Ratsuchenden schriftlich dokumentiert und ausgewertet werden. Auf dieser Basis 
lassen sich die Kernthemen des Beratungsangebotes dann entsprechend ausrichten. 
Wird eine bestimmte Fragestellung besonders häufig thematisiert, kann es darüber 
hinaus sinnvoll sein, hierzu schriftliche Informationen zu erstellen und in Form einer 
Broschüre anzubieten. Auch gezielte Nutzerbefragungen zu den eigenen Erwartun-
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gen sowie zur Zufriedenheit mit den erbrachten Beratungsleistungen geben Aufschluss 
über die Nutzerbedürfnisse. 
 
Auch bei der internetgestützten Beratung lassen sich Hinweise auf die Bedürfnisge-
rechtigkeit eines Angebotes finden. So liefert etwa die regelmäßige und systematische 
Analyse der �Webstatistik (Zugriffszahlen, Verweildauer, User-Tracking usw.), die 
Einrichtung von Feedback-Instrumenten (z.B. Bewertungsmöglichkeit zu einzelnen 
Textbausteinen) wie auch die Durchführung von Nutzerbefragungen per E-Mail oder 
über die Website zahlreiche Anhaltspunkte zu den Bedürfnissen der Nutzer. Auch die 
Analyse und Auswertung der Inhalte in Diskussionsforen, Chats und �E-Mail-
Anfragen ist in der Regel sehr aufschlussreich.  
 
Natürlich sind die genannten Maßnahmen zur Sicherung der Bedürfnisgerechtigkeit in 
der Regel erst dann realisierbar, wenn die Beratungstätigkeit bereits aufgenommen 
wurde. Berichte und Erfahrungen vergleichbarer Beratungsangebote können jedoch 
schon wichtige Hinweise für die konzeptionelle Gestaltung liefern. In einzelnen Fällen 
lassen sich auch schon vor der Eröffnung eines Beratungsangebotes entsprechende 
Aussagen treffen. Dies ist z.B. dann der Fall, wenn eine Trägerorganisation besonders 
häufig mit Anfragen von Patienten und Angehörigen konfrontiert wird und sich erst als 
Reaktion auf diese bestehende �Nachfrage dazu entschließt, eine Beratungsstelle 
einzurichten. In jedem Fall aber sollte die �Konzeption einer Einrichtung darüber 
informieren, durch welche Maßnahmen die Bedürfnisgerechtigkeit des Angebotes 
sichergestellt werden soll.  
 
Teilweise entsprechen die Ziele der Beratungseinrichtungen nicht unbedingt den Be-
dürfnissen der Zielgruppe und die Beratungsinstitutionen stellen implizite Anforderun-
gen an die Ratsuchenden. Gerade im Bereich der Patientenberatung wird beispiels-
weise häufig postuliert, dass ratsuchende Patienten an einer Demokratisierung des 
Gesundheitswesens und einer politischen Einbeziehung interessiert sind. Diese wün-
schen jedoch stattdessen eher unkomplizierte und schnelle Hilfe in ihrem speziellen 
Fall und verstehen die Beratungsangebote weniger als Emanzipationsinstanz sondern 
vielmehr als alltagsnahe Dienstleistung. Daher muss sich eine Beratungsinstitution 
immer wieder die Frage stellen, ob sie nicht an den eigentlichen Bedürfnissen der 
Ratsuchenden vorbeisteuert. Die Beratungseinrichtung sollte sich also stets an den 
Bedürfnissen ihrer Nutzer ausrichten. Letztendlich sollten der patientenseitige Nutzen, 
der �Bedarf wie auch die Bedürfnisse der Ratsuchenden bei der �Konzeption eines 
Angebotes zur Patientenberatung zielführend sein. 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 2, Zielsetzung 
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Zielsetzung 
 
Ohne Ziele geht es nicht - das gilt auch für Einrichtungen und Projekte der Patienten-
beratung. Nur wenn Mitarbeiter ein gemeinsames Ziel vor Augen haben, können Sie es 
auch gemeinsam auf direktem Wege und mit vereinten Kräften erreichen. Darüber 
hinaus ist die Formulierung von Zielen wichtig, damit man weiß, ... 
 

• warum man etwas macht (Sinnkomponente), 
• was man erreichen will (Struktur- und Orientierungskomponente), 
• warum man sich engagiert (Motivationskomponente), 
• was erwartet und erwünscht wird (Leistungskomponente), 
• wo Verbesserungen erforderlich sind (Qualitätskomponente). 

 
 

I 

Die Mitarbeiter einer regionalen Patientenorganisation wurden in ihrer Arbeit immer wieder 
damit konfrontiert, dass ratsuchende Patienten und Angehörige nur unzureichende Kennt-
nisse über die gesundheitlichen Versorgungsstrukturen ihrer Region besaßen und sich fast 
orientierungslos durch die Angebotslandschaft bewegten. Sie beschlossen daraufhin, 
öffentliche Mittel für den Aufbau eines Gesundheitsportals im Internet zu beantragen. Um 
dem Geldgeber zu imponieren und die Chance auf die Bewilligung der Mittel zu erhöhen, 
formulierten sie ambitionierte Ziele wie die Schaffung von Transparenz innerhalb des Ge-
sundheitswesens, die Beratung von Patienten und Angehörigen zu allen gesundheitsrele-
vanten Fragestellungen und die Stärkung der Patientensouveränität. Das Gesundheitspor-
tal sollte diese Zielsetzung durch eine landesweite Datenbank sämtlicher Leistungsanbieter 
und einen umfangreichen Wissenspool zu allen erdenklichen Erkrankungen sowie zu 
gesundheitsrelevanten Themen und Fragestellungen verwirklichen.  
 

Der Geldgeber bewilligte nur eine deutlich gekürzte Fördersumme, doch das hielt die Mitar-
beiter nicht davon ab, an ihrer Zielsetzung festzuhalten und schon bald begannen sie mit 
der Umsetzung ihres Vorhabens. Leider kam alles anders als geplant: Die Sammlung der 
Strukturdaten nahm deutlich mehr Zeit in Anspruch als geplant und die Leistungsanbieter 
des Gesundheitswesens wollten einfach nicht kooperieren. Zudem waren die redaktionellen 
Mitarbeiter mit der Zusammenstellung der Gesundheitsinformationen vollkommen überfor-
dert, da der Umfang medizinischer Informationen fast grenzenlos erschien, die Erkenntnis-
se einem ständigen Wandel unterworfen waren und die laiengerechte Formulierung der 
Informationstexte sehr viel sprachliches Können und Fachwissen in den unterschiedlichsten 
Gebieten erforderte. Schließlich verschlang die technische Umsetzung des Gesundheits-
portals fast das gesamte Budget, so dass zusätzlich Personalkosten eingespart werden 
mussten. Der Zeitplan konnte nicht eingehalten werden, die Qualität des Angebotes reichte 
nicht aus und das Gesundheitsportal wurde von den Patienten kaum genutzt, so dass der 
Geldgeber vorzeitig die Zahlungen einstellte. Das Projekt war gescheitert.  

 
 
Das Beispiel verdeutlicht einerseits grundlegende Probleme des Gesundheitswesens 
und zeigt gleichzeitig, wie wichtig es ist, Ziele auf ihre Erreichbarkeit hin zu überprüfen. 
Ein einzelnes Angebot zur Patientenberatung kann nicht ein ganzes System verän-
dern. Es steht immer grundlegenden Problemen wie fraktionierten Versorgungsstruktu-
ren, einer schlechten Datenlage über die Anbieter sowie einer mangelnden Kooperati-
onsbereitschaft der beteiligten Akteure gegenüber und kann nur einen kleinen Beitrag 
zur Behebung derartiger Probleme leisten. Natürlich ist es sinnvoll, bei der Zielformulie-
rung auf die übergeordneten Probleme Bezug zu nehmen. Gleichzeitig müssen die zur 
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Zielerreichung geplanten Teilschritte aber realistisch erscheinen und in einzelne Maß-
nahmen untergliedert werden können.  Ziele unterscheiden sich durch ihren Abstrakti-
onsgrad, d.h. sie sind entweder sehr konkret oder eher allgemein formuliert. Man un-
terscheidet dabei Leitbilder, Richtziele, Grobziele und Feinziele. Häufig wird der 
Fehler gemacht, dass nur eine Zielebene formuliert wird. Die Folge ist, dass das über-
geordnete Ziel leicht aus den Augen verloren wird oder dass sich die Zielerreichung 
nicht überprüfen bzw. in einzelne Maßnahmenschritte aufgliedern lässt. Daher sollen 
die einzelnen Zielebenen im Folgenden noch einmal dargestellt werden. 
 
 
Č Leitbild 

N 

Das   L e i t b i l d   einer Organisation formuliert kurz und prägnant den Auftrag 
(Mission), die strategischen Ziele (Vision) und die wesentlichen Orientierungen für 
Art und Weise ihrer Umsetzung (Werte). Es soll damit allen Organisationsmitgliedern 
eine einheitliche Orientierung geben und die Identifikation mit der Organisation 
unterstützen. Es ist wesentliches Element einer Corporate Identity.   
 
Quelle: Online-Verwaltungslexikon, http://www.olev.de 

 
Ein �Leitbild wird in der Regel nicht mehr durch die Leitungsebene vorgegeben, 
sondern im Rahmen einer Zielvereinbarung gemeinsam mit den Mitarbeitern der 
Einrichtung entwickelt. Nur so kann gewährleistet werden, dass sich alle Mitarbeiter 
mit dem Leitbild identifizieren können. 

 
Č Richtziele 
 

Die Richtziele ergeben sich aus dem �Leitbild oder sind Bestandteil des Leitbildes. 
Sie sind sehr allgemein formuliert, langfristig angelegt und beziehen sich auf die 
Beratungseinrichtung insgesamt. Beispiele für Richtziele sind etwa "Stärkung der 
Patientensouveränität im Gesundheitswesen" oder "Schaffung von Transparenz 
über Angebote der gesundheitlichen Versorgung". 
 

Č Grobziele 
 

Grobziele haben ein mittleres Maß an Genauigkeit, sind mittelfristig angesetzt und 
beziehen sich häufig auf das Aufgabenspektrum der Einrichtung. Beispiele hierfür 
sind etwa "Aufbau einer Informationswebsite im Internet", "Einrichtung einer Pres-
sestelle" oder "Regelmäßige Durchführung von Informationsveranstaltungen zum 
Thema Patientenrechte im Abstand von zwei Monaten". 

 
Č Feinziele 
 

Feinziele werden spezifisch und konkret formuliert und lassen sich in Handlungen 
umsetzen. Es handelt sich gewissermaßen um die erforderlichen Maßnahmen-
schritte zur Umsetzung eines Grobziels, d.h. aus jedem �Grobziel ergibt sich eine 
Reihe von Feinzielen. Sie beinhalten eine zeitliche Dimension, lassen sich leicht 
überprüfen und geben Auskunft über Zuständigkeiten: "Mitarbeiter Mustermann 
formuliert bis kommenden Montag unter Zuhilfenahme der bereits vorhandenen In-
formationsbroschüre die Texte für die Startseite der geplanten Homepage (max. 
1000 Zeichen) und stellt diese dann in der nächsten Teamsitzung vor." 
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 @ 

Insbesondere für die Formulierung und Überprüfung von Feinzielen hat sich im Pro-
jektmanagement die Formel "SMART" bewährt: 
 

S spezifisch Ziele sollten spezifisch, unmissverständlich und eindeutig 
formuliert und schriftlich festgehalten werden. Sie dürfen 
dabei nicht im Widerspruch zu anderen Zielsetzungen ste-
hen. 

M messbar Ziele sollten beobachtbare Größen enthalten und die Zieler-
reichung sollte überprüfbar sein. 

A attraktiv/aktiv 
beeinflussbar  

Ziele sollten positiv formuliert werden und für die Mitarbeiter 
attraktiv und herausfordernd sein. Um dies zu gewährleisten, 
sollten die zuständigen Mitarbeiter in die Zielformulierung 
einbezogen werden. 

R relevant/ 
realistisch 

Ziele sollten im Sinne des Leitbildes für die Einrichtung und 
das jeweilige Vorhaben relevant sein. Die Erreichung der 
Ziele muss realistisch sein. 

T terminiert Ziele sollten terminbezogen sein, d.h. es sollte festgelegt 
werden, bis wann ein Ziel erreicht werden soll. 
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http://www.kgst.de 
http://www.staat-modern.de 
http://www.moveon2000.de/service/zielvereinbarung.html 
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Zielgruppen 
 
Die Zielgruppen sollten die eigentlichen Profiteure einer Beratungsinstitution sein und 
daher stets im Mittelpunkt der Bemühungen stehen. Je nach Profil, Ausrichtung und 
Arbeitsweise der jeweiligen Einrichtung können eine oder mehrere Zielgruppen anvi-
siert werden. Grundsätzlich muss sich eine Patientenberatungsstelle nicht ausschließ-
lich an Patienten wenden. Auch Bürger im weitesten Sinne können als potentielle 
Nutzer des Gesundheitswesens angesprochen werden, denn sie haben möglicherwei-
se ein Interesse an gesundheitsförderlichen Lebensbedingungen. Vielleicht definieren 
sie sich selbst auch noch nicht als krank, leiden aber bereits unter Beschwerden wie 
Kopfschmerzen oder weisen bestimmte Risikofaktoren bzw. gesundheitsschädliche 
Verhaltensweisen auf. Bei dieser Zielgruppe kommen Konzepte der �Prävention und 
�Gesundheitsförderung zum Einsatz. Zudem können Orientierungshilfen zum expan-
dierenden Gesundheits- und Wellnessmarkt angeboten werden. In Anlehnung an diese 
Zielgruppe und die damit verbundenen Interventionskonzepte spricht man auch häufig 
von Gesundheitsberatung. 
 
Eine weitere mögliche Zielgruppe bilden Versicherte, die an geringen Beiträgen bei 
gleichzeitig hohem Leistungsniveau ihrer Krankenversicherung interessiert sind. Hier 
geht es also in erster Linie um ein ausgewogenes Gleichgewicht von finanziellen Inte-
ressen und einem angemessenen Risikomanagement. In Zeiten zunehmender finan-
zieller Selbstbeteiligung im Gesundheitswesen spielen neben der gesetzlichen Sozial-
versicherung auch private Zusatzversicherungen eine wichtige Rolle. Das Angebot ist 
breit gefächert und für Laien oft unübersichtlich. Hier gilt es, Ratsuchende bei der 
Auswahl neutrale und unabhängige Entscheidungshilfen zur Verfügung zu stellen. 
Zudem bildet auch die Unterstützung und Beratung bei der Durchsetzung von Leis-
tungsansprüchen gegenüber den Versicherungen eine weitere Säule der Versicher-
tenberatung. 
 
Während die bislang genannten Zielgruppen noch nicht unmittelbar von Krankheit 
betroffen sind, bilden nun die Patienten die zentrale und wichtigste Zielgruppe der 
Patientenberatung. Inhaltlich unterscheiden sich die Angebote von den bislang ge-
nannten Beratungsansätzen durch die Dominanz krankheitsspezifischer Aspekte. 
Neben den Patienten sollten auch deren Angehörige, Partner sowie das übrige sozia-
le Umfeld in die Auswahl der Zielgruppen einbezogen werden, denn häufig spielen sie 
bei der Problemlösung eine zentrale Rolle oder sind indirekt selbst betroffen. So erfor-
dert z.B. die Pflege und Betreuung von Angehörigen ein hohes Maß an Kompetenzen 
und Ressourcen. Hier gilt es, die pflegenden Angehörigen und Partner zu unterstützen 
und in die Beratungsarbeit angemessen einzubeziehen. 
 
Neben den Bürgern, Versicherten und Patienten richten sich viele Angebote auch an 
�Multiplikatoren und professionelle Versorgungsstrukturen, um die Beratungsin-
halte einem breiten Klientel möglichst effizient vermitteln zu können. So sind gerade 
die themenspezifischen Beratungsangebote auch für Ärzte, Pflegekräfte oder andere 
Gesundheitsprofessionen eine nicht uninteressante Quelle für fachspezifische Informa-
tionen. Ein anderes Beispiel sind �Multiplikatoren der Selbsthilfe: Wenn sie gut infor-
miert sind, können sie diese Inhalte auch im Rahmen ihrer Selbsthilfearbeit weiterver-
mitteln. Insofern ist die Einbeziehung von �Multiplikatoren in die Zielgruppendefinition 
einer Beratungseinrichtung völlig legitim und sinnvoll. Sie sollten jedoch stets als se-
kundäre Zielgruppe verstanden werden und Patienten bzw. deren Angehörige sollten 
jederzeit im Mittelpunkt der Beratungsaktivitäten stehen. 
 
 
 
 



 

Praxisleitfaden Patientenberatung 
 

27 

Abschnitt 2: Planung und Konzeption

Diversität der Zielgruppen 
 
Je nach Ausrichtung einer Beratungseinrichtung werden entweder Patienten im allge-
meinen oder einzelne Zielgruppen mit einer bestimmten Erkrankung oder einem aus-
gewählten soziodemographischem Merkmal angesprochen. Grundsätzlich gilt aber vor 
allem für allgemein ausgerichtete Patientenberatungsstellen das Integrationsprinzip: 
Patienten unterscheiden sich in vielerlei Hinsicht. So gibt es Unterschiede in Bezug auf 
Lebensalter, Geschlecht, Religion, sozialen Status, Behinderungen, Ethnizität und 
Staatsangehörigkeit, sexuelle Orientierung, Beruf, Bildungsgrad usw. Die jeweiligen 
Gruppenzugehörigkeiten schaffen auch vielseitige Beratungskontexte. So lassen sich 
z.B. in Abhängigkeit vom Geschlecht unterschiedliche Krankheitsspektren, Aufgaben 
der Alltagsbewältigung, Identitäten und Rollenzuordnungen sowie eine voneinander 
abweichende Inanspruchnahme von Beratungsleistungen beobachten. Bei Menschen 
mit Migrationshintergrund kommen die unterschiedlichsten kulturellen und religiösen 
Einflüsse hinzu. Die daraus resultierende Diversität und Pluralität an Wertvorstellungen 
muss durch die professionelle Beratung berücksichtigt und anerkannt werden. Das 
Integrationsprinzip wendet sich nun von einer Stereotypisierung dieser Menschen ab 
und besagt, dass die unterschiedlichen Zielgruppen nicht in eigenen, spezialisierten 
Angeboten isoliert, sondern in die bestehenden Regelangebote integriert werden soll-
ten.  
 

@ 

Zur kritischen Selbstreflexion von Beratern und Beratungseinrichtungen in Hinblick auf die 
Integration der einzelnen Zielgruppen eignet sich das ADRESSING-Modell. Dahinter 
verbergen sich neun unterschiedliche Dimensionen der Diversität von Zielgruppen, wobei 
sich lediglich acht auf deutsche Verhältnisse übertragen lassen (Indigenous heritage be-
zieht sich z.B. auf Ureinwohner wie die Aborigines in Australien). 
 
A Age Alter 
D Disability Behinderung 
R Religion Religion 
E Ethnicity Ethnizität 
S Social status Sozialer Status (Bildung, Einkommen, Beruf, usw.) 
S Sexual orientation Sexuelle Orientierung 
I Indigenous heritage Indigenes (einheimisches) Erbe 
N National origin Nationalität 
G Gender Geschlecht 

 
Leiten Sie aus den einzelnen Dimensionen Fragen ab und fragen sich selbst, wie sie zu 
den einzelnen Ausprägungen stehen. Versuchen Sie eigene Vorurteile und implizite Stereo-
typisierung zu identifizieren. Es ist wichtig, diese zu kennen und kritisch zu hinterfragen. 
 
Beispiel S) Wie wichtig ist mir der soziale Status einer Person? Welche Haltung habe ich  
                  gegenüber Menschen mit einem geringem sozialem Status? Wie denke ich  
                  über Menschen mit einem geringen Bildungsgrad? Wie wichtig ist mir, welchen  
                  Beruf meine Freunde ausüben? ... 
 
Betrachten Sie im Folgenden ihre Beratungseinrichtung und überprüfen Sie, inwieweit die 
einzelnen Dimensionen berücksichtigt und die unterschiedlichen Zielgruppen adäquat 
angesprochen und erreicht werden. 
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Vulnerable Zielgruppen 
 
Bei der beschriebenen Integration der unterschiedlichen Personenkreise ist vor allem 
die Ansprache besonders vulnerabler Zielgruppen zu berücksichtigen. Häufig werden 
vor allem diejenigen Patienten und Nutzer erreicht, die ohnehin über ein hohes Maß an 
Sozialkompetenz, Bildung und Eigeninitiative verfügen. Eher benachteiligte Gruppen 
wie Menschen mit Behinderungen oder Migrationshintergrund, psychischen Erkran-
kungen oder sozialen Beeinträchtigungen nehmen einschlägige Beratungsangebote 
nur selten von sich aus in Anspruch. Damit befindet sich die institutionalisierte Patien-
tenberatung in einem Dilemma, denn gerade die Menschen mit den höchsten gesund-
heitlichen Risiken und dem größten �Bedarf an Unterstützung und Hilfestellung wer-
den durch die bestehenden Angebote am schlechtesten erreicht.  
 
Daher gilt es, spezielle Strategien, Methoden und Interventionsformen einzusetzen, um 
diese Menschen in angemessener Form zu erreichen. So reicht es z.B. nicht aus, eine 
Beratungsstelle in sozialen Brennpunkten zu etablieren und räumlich und personell 
präsent zu sein. Stattdessen müssen Interventionskonzepte wie Streetwork oder 
�Gemeinwesenarbeit zur Anwendung kommen. Zudem sind vorhandene Beratungs-
strukturen für sozial Benachteiligte strategisch einzubeziehen. Erfahrungen aus diesem 
Beratungssektor zeigen, dass z.B. Sozialhilfeempfänger oder Wohnungslose gut über 
das Angebot einer kostenfreien Mahlzeit, kostenlose Hygienemaßnahmen, die Bereit-
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stellung einer kostenlosen medizinischen Grundversorgung oder Unterbringung er-
reicht werden können. An diesen Schnittstellen lassen sich Angebote der Patientenbe-
ratung in Kooperation mit den Anbietern sozialer Dienste etablieren. Eine weitere 
Möglichkeit ist auch die Schulung bzw. der Einsatz von sog. Health-Educators, die 
aufgrund ihrer Herkunft einen leichteren Zugang zu den Zielgruppen erhalten. Zudem 
erfordern die vorhandenen Sprachbarrieren bei Menschen mit Migrationshintergrund 
den Einsatz von Dolmetschern oder die Einrichtung von Beratungsangeboten in unter-
schiedlichen Sprachen. Es würde an dieser Stelle zu weit führen, alle möglichen Inter-
ventionsstrategien zur Erreichung vulnerabler Zielgruppen anzuführen. Es dürfte je-
doch deutlich geworden sein, dass die integrative Beratung die althergebrachte Komm-
Struktur überwinden und mit einem hohen Maß an Kreativität und Einfühlungsvermö-
gen auf die Ratsuchenden zugehen muss. 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 2, Bedarfs- und Bedürfnisgerechtigkeit 
Abschnitt 2, Methoden und Strategien 
Abschnitt 6, Die 8 Prinzipien der Patientenberatung 
 

 

È 

Detaillierte Ausführungen zur geschlechts- und altersspezifischen sowie zur interkulturellen 
Beratung finden sich in den Kapiteln III bis V bei: 
 

Nestmann, F., Engel, F. und Sickendiek, U. (Hrsg.): Das Handbuch der Beratung, Band 1, 
Tübingen: dgvt.  

 
 
Themen- und Aufgabenfelder 
 
Die Anliegen und Fragen, die die Ratsuchenden an eine Patientenberatungsstelle 
herantragen, sind breit gefächert und erstrecken sich auf die unterschiedlichsten Berei-
che und Fachgebiete. Zunächst lassen sich natürlich die Fragen zu gesundheitlichen 
Themen nennen. Die Zeit der behandelnden Ärzte ist meist knapp bemessen und 
häufig tauchen Fragen und Unsicherheiten erst auf, wenn man das Sprechzimmer 
verlassen hat. In solchen Fällen wenden sich Patienten an eine Patientenberatungs-
stelle, um mehr Klarheit über eine gerade gestellte Diagnose, die damit verbundenen 
Behandlungsoptionen oder die Nebenwirkung einer Therapie zu erhalten. Ebenso 
bedeutsam ist der zweite Themenkomplex, nämlich die �Nachfrage nach Informatio-
nen über Versorgungsstrukturen des Gesundheitswesens. "Können Sie mir einen 
guten Orthopäden nennen?" So oder ähnlich lauten viele Fragen der Ratsuchenden, 
die sich im Dschungel der sich immer weiter spezialisierenden Versorgungslandschaft 
nicht zurecht finden.  
 
Besonders chronische Erkrankungen stellen für die Betroffenen und deren Angehörige 
oft auch eine seelische Belastung dar. Das gilt ganz besonders für lebensbedrohliche 
Krankheiten oder solche, die mit grundlegenden Einschränkungen der Mobilität oder 
der kognitiven Fähigkeiten verbunden sind. Betroffene suchen in solchen Situationen 
ebenso wie die Angehörigen emotionale Unterstützung und Trost. Somit stellt auch die 
psychosoziale Unterstützung einen wichtigen Aufgabenbereich der Patientenberatung 
dar. Hinzu kommen rechtliche Anliegen z.B. bei einem Verdacht auf Behandlungsfehler 
oder allgemeine Fragen zu Patientenrechten. Schließlich werden Patienten im Rahmen 
der zunehmenden Einführung von Marktmechanismen in die gesundheitliche Versor-
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gung auch immer häufiger zu "Kunden", die für Gesundheitsdienstleistungen selbst in 
die Tasche greifen müssen. Das gilt für Zuzahlungsregelungen ebenso wie für die sog. 
Individuellen Gesundheitsleistungen (�IGeL). Somit bilden auch Fragen zu Kosten 
und Gebühren der gesundheitlichen Versorgung einen weiteren Themenkomplex der 
Patientenberatung. Die folgende Darstellung fasst die einzelnen Themengebiete noch 
einmal zusammen und nennt inhaltliche Beispiele für Fragen und Anliegen der Ratsu-
chenden: 
 

Themengebiet z.B. Fragen und Anliegen zu ... 

Krankheit &  
Gesundheit 

Krankheitsbildern, Diagnosen, Behandlungsalternativen,  
Arzneimitteln, Einholung von Zweitmeinungen (Second Opinion), 
Ernährung und gesunder Lebensweise, Vorsorgemaßnahmen, 
alternativen Heilmethoden, Familienplanung ...  

Versorgungsstrukturen 
im Gesundheitswesen 

Auswahl/Adressen von Ärzten, Krankenhäusern und anderen  
Leistungsanbietern (z.B. Physiotherapeuten), Angeboten der 
Selbsthilfe, Qualität von Versorgungseinrichtungen, Wartezeiten 
bzw. freien Kapazitäten, Leistungsspektren ...  

Psychosoziale  
Unterstützung 

Hilfen beim Selbstmanagement einer Erkrankung, Hilfen zur  
Alltagbewältigung, psychischen Krisen, sozialen Konflikten ...  

Recht & Administration Patientenrechten, Beschwerdemanagement,  
Patientenverfügungen, Durchsetzung von Leistungsansprüchen 
gegenüber Krankenversicherungen, Hilfe bei Antragstellung, 
Schwerbehindertenrecht, Betreuungsrecht, Gesundheitsreform ... 

Kosten & Gebühren Gebührenordnungen der Ärzte und Zahnärzte, Individuellen  
Gesundheitsleistungen (IGeL), Rechnungen von Ärzten und  
Heilpraktikern, Selbstbeteiligungsregelungen ... 

 
 
Funktionen 
 
Aus den genannten Themenbereichen lassen sich sehr gut auch die unterschiedlichen 
Funktionen der Patientenberatung ableiten. Hier lässt sich zunächst die Informations- 
und Interpretationsfunktion nennen. Dabei geht es vor allem darum, medizinisches 
Expertenwissen sowie aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse über Erkrankungen und 
Behandlungsmethoden auch für Laien zugänglich zu machen. Ein weiterer entschei-
dender Aspekt ist die Vermittlungs- und �Lotsenfunktion. So ist es auch eine Auf-
gabe der Patientenberatung, Irrwege durch die Versorgungslandschaft zu verkürzen 
und die Patienten zu geeigneten Therapeuten und Behandlungseinrichtungen zu ver-
mitteln. Mit der Vermittlung an eine einzelne Anbieterinstanz ist es angesichts fragmen-
tierter Versorgungsstrukturen jedoch häufig nicht getan. Gerade bei chronischen Er-
krankungen sind häufig eine ganze Reihe arbeitsteilig handelnder Therapeuten invol-
viert und vor allem an den Übergängen zwischen stationärer und ambulanter Versor-
gung kommt es nicht selten zu Problemen. Patientenberatung sollte im Rahmen ihrer 
Koordinierungs- und Steuerungsfunktion einen Beitrag zu einer integrierten Ver-
sorgung über den gesamten Krankheitsverlauf leisten und gleichzeitig die Anpassungs-
leistungen der Patienten in dem jeweiligen Stadium ihrer Erkrankung bzw. Behandlung 
fördern. Darüber hinaus ist gerade angesichts der z.T. begrenzten Belastungs- und 
Handlungsfähigkeit der Ratsuchenden eine Übernahme von Verantwortung sowie die 
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anwaltschaftliche Fürsprache (Advocate-Funktion) seitens der Patientenberater 
erforderlich. Schließlich muss berücksichtigt werden, dass die mit bestimmten Erkran-
kungen verbundenen Anpassungsleistungen die Betroffenen überfordern und zu Re-
signation führen können. Patientenberatung sollte im Rahmen ihrer Motivations- und 
Unterstützungsfunktion derartigen Problemen entgegenwirken und Patienten wie 
auch deren Angehörige im Rahmen psychosozialer Beratungsleistungen emotional 
unterstützen. Patientenberatung hilft Patienten und deren Angehörigen, die mit Erkran-
kungen einhergehenden Bewältigungsanforderungen besser zu meistern und leistet 
darüber hinaus einen Beitrag zur Kompensation von Problemen des Versorgungssys-
tems. 
 
  
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausrichtung: Themenspezifisch oder allgemein? 
 
Angesichts der Vielzahl an Aufgaben und Themengebieten und der Breite des erforder-
lichen Fachwissens stellt sich rasch die Frage nach einer Spezialisierung von Einrich-
tungen der Patientenberatung. Dies hat den Vorteil, dass Patienten durch Experten 
eines bestimmten Wissens- oder Fachgebietes beraten und die spezifischen Bedürf-
nisse einzelner Patientengruppen besser berücksichtigt werden können. Die Speziali-
sierung spielt auch eine entscheidende Rolle bei der �Qualitätssicherung, denn die 
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Mitarbeiter einer einzelnen Beratungsstelle können sich unmöglich in allen Fachgebie-
ten auskennen. In derart spezialisierten Einrichtungen kann hingegen ein Schwerpunkt 
auf die Informations- und Interpretationsfunktion gesetzt werden, da sich das Bera-
tungsangebot auf einen überschaubaren, themenspezifischen Bereich begrenzt. Somit 
kann festgehalten werden, dass themenspezifische  Patientenberatungsstellen zu 
einzelnen Erkrankungen oder gesundheitsrelevanten Themen notwendig sind, um eine 
sachgerechte Beratung der einzelnen Zielgruppen sicherstellen zu können.  
 
Andererseits macht die Ausdifferenzierung der Angebote die Beratungslandschaft oft 
ebenso unübersichtlich wie das Gesundheitswesen selbst. Daher muss es auch immer 
allgemeine (auch: generalistische) Patientenberatungsstellen geben, die als Anlauf-
stelle für jedes erdenkliche Anliegen zur Verfügung stehen. Dort erhalten Ratsuchende 
Basisinformationen zu den unterschiedlichen Themengebieten. Gleichzeitig ist die 
�Lotsenfunktion in diesen Angeboten besonders wichtig, denn in komplizierteren 
Fällen werden die Ratsuchenden an themenspezifische Spezialeinrichtungen weiterge-
leitet. Durch diese Verzahnung allgemeiner und themenspezifischer Angebote erhalten 
die Nutzer des Gesundheitswesens Zugang zur gesamten Breite des Beratungssektors 
und können so von der Vielfalt der Dienstleistungen profitieren. 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 3, Kooperation und Vernetzung 
 

 
 
Reichweite: Regional oder überregional? 
 
Da die Vermittlungs- und �Lotsenfunktion seitens der Beratungseinrichtungen auch 
immer die Kenntnis der regionalen Versorgungsstrukturen erfordert, sollten allgemein 
ausgerichtete Beratungsstellen ebenfalls regional verankert sein. Die Angebotsstruktu-
ren des Gesundheitswesens und die Lebenslagen der Ratsuchenden sind in Abhän-
gigkeit der jeweiligen Region (Stadt vs. Land, Norden vs. Süden usw.) sehr unter-
schiedlich, und lassen sich nur vor Ort einschätzen und beschreiben. Im Gegensatz 
dazu ist es nicht unbedingt erforderlich, z.B. in jeder deutschen Stadt ein spezialisiertes 
Beratungsangebot zum Thema Multiple Sklerose oder Hauterkrankungen zu unterhal-
ten. Führt man sich die große Zahl medizinischer und gesundheitsrelevanter Themen-
gebiete vor Augen, so wird auch schnell deutlich, dass eine regionale Versorgung mit 
spezialisierten Beratungsangeboten auch nicht finanzierbar wäre. Daher sollten die 
themenspezifischen Angebote je nach Aufgabengebiet überregional oder sogar bun-
desweit agieren. 
 
Aus den Reichweiten ergeben sich immer auch Konsequenzen für die Beratungs- und 
Vermittlungsform bzw. für den Medieneinsatz in der Beratung. Zwar sollte auch ein 
allgemein ausgerichtetes Beratungsangebot telefonisch erreichbar und im Internet 
präsent sein, doch hier bildet die Beratungsstelle vor Ort die Basis der Beratungstätig-
keit. Insbesondere die Einzelfallarbeit sowie die psychosoziale Unterstützung lassen 
sich im Face-to-Face-Kontakt z.T. leichter angehen. Die themenspezifisch ausgerichte-
ten Beratungsangebote sollten hingegen einen Schwerpunkt auf telefonische und 
internetgestützte Angebote legen, um eine möglichst flächendeckende Versorgung 
gewährleisten zu können. Dennoch ist auch hier der Betrieb einer Beratungsstelle 
denkbar, da gerade Menschen mit chronischen Erkrankungen unter Umständen ein 
persönliches Gespräch bevorzugen und dafür auch längere Anfahrtswege in Kauf 
nehmen. Bei beiden Ausrichtungen ist also ein breites Spektrum an Vermittlungsfor-
men anzustreben, sie unterscheiden sich jedoch in der Schwerpunktsetzung: Allge-
meine Patientenberatungsstellen konzentrieren sich auf die personale Beratung wäh-
rend themenspezifische Angebote vor allem über Medien mit den Ratsuchenden kom-
munizieren. 
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Abschnitt 2, Vermittlungsformen 
 

 
 
Methoden und Strategien 
 
Professionelle Beratung unterscheidet sich grundlegend von gutgemeinten Ratschlä-
gen durch ihre konzeptionelle und methodische Fundierung. Sie erfolgt nicht "aus dem 
Bauch heraus", sondern folgt bestimmten Theorien und wendet klar definierte Interven-
tionskonzepte an. Die Vorstellung der unterschiedlichen Beratungsmethoden erfordert 
jedoch zunächst eine nähere Abgrenzung und Erläuterung grundlegender Handlungs-
strategien, die im Beratungshandeln enthalten oder damit verwandt sind. 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 6, Die 8 Prinzipien der Patientenberatung 
 

 
 
Information, Aufklärung, Beratung und Therapie 
 
Das im Praxisfeld der Patientenberatung geprägte Beratungsverständnis beschränkt 
sich nicht ausschließlich auf ein beziehungsgestütztes, problemorientiertes und indivi-
duelles Beratungshandeln, sondern schließt Informations- und Aufklärungstätigkeiten 
ein, die sich von der Beratung im engeren Sinne unterscheiden. Um eigenständige 
Entscheidungen treffen und sich gezielt im Versorgungswesen bewegen zu können, 
benötigen Bürger, Versicherte und Patienten zunächst ein laienverständliches Informa-
tionsangebot. Im Gegensatz zur Aufklärung und Beratung impliziert der Informations-
begriff zunächst jedoch keine besondere Methodik, sondern gibt lediglich eine Wir-
kungsabsicht an. In diesem Fall handelt es sich zunächst nur um die Vermittlung von 
gesundheitsrelevantem Wissen und einschlägigen Kenntnissen.  
 
Auch der Begriff der Aufklärung schließt ein solches Informationshandeln ein. Das 
Verständnis der Aufklärung ist jedoch differenzierter, denn hinter dem Begriff verbirgt 
sich eine bestimmte Strategie. Dabei kann vorausgesetzt werden, dass die Zielgruppe 
von Aufklärung zwar einen �Bedarf an Informationen aufweist, sich dessen aber nicht 
unbedingt bewusst ist. Aufklärung orientiert sich dabei häufig an Risikofaktoren und ist 
dann i.S. einer Belehrung über gesundheitliche Risiken und Schutzfaktoren zu verste-
hen. Die fehlende Kenntnis relevanter Sachverhalte in der breiten Bevölkerung geben 
Anlass zu solchen Aufklärungskampagnen. Gerade im Gesundheitswesen lassen sich 
viele Bereiche nennen, in denen Informations- bzw. Beratungsleistungen nicht aktiv 
nachgefragt werden, da kein entsprechendes Problembewusstsein vorhanden ist. Ein 
Beispiel hierfür sind die Patientenrechte, von deren Existenz viele Nutzer des Gesund-
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heitswesens keinerlei Kenntnis besitzen. In solchen Fällen greift das Konzept der 
Aufklärung, bei der sich der Kommunikator an den oder die Rezipienten wendet. In der 
Regel erfolgt Aufklärung daher über die Massenmedien, um möglichst viele Menschen 
zu erreichen. Ein gutes Beispiel hierfür ist etwa die Aids-Aufklärung, die sich - ähnlich 
wie die Produktwerbung - mit Kampagnen über Plakate und Fernsehspots an die anvi-
sierte Zielgruppe wendet. Dabei liegt meist eine asymmetrische Kommunikation ohne 
Rückkopplung vor, d.h. es kommt zu keiner zwischenmenschlichen Beziehung. 
 
Ebenso wie die Aufklärung schließt auch die Beratung die Vermittlung von Informatio-
nen ein, setzt jedoch in der Regel ein Problembewusstsein bzw. ein subjektives Bera-
tungsbedürfnis auf Seiten der Zielgruppe voraus. Der Beratungsbegriff wird in den 
einzelnen Disziplinen ganz unterschiedlich diskutiert und interpretiert. So lässt sich 
neben der psychosozialen Beratung auch ein soziologisches, pädagogisches, psycho-
logisches wie auch philosophisches Beratungsverständnis nennen. Darüber hinaus sei 
auch die Organisations- und Unternehmensberatung erwähnt. Alle Ansätze unter-
scheiden sich in ihren definitorischen Grundstrukturen. In jedem Fall aber geht Bera-
tung weit über die Informationsvermittlung hinaus. Folgt man dem psychosozialen 
Beratungsverständnis, so werden hier neben Wissen und Kenntnissen auch Kompe-
tenzen und Fertigkeiten vermittelt. Beratung stärkt also gezielt die persönlichen Anpas-
sungs- und Bewältigungsressourcen des Klienten. Zielführend ist dabei die Beratungs-
beziehung zwischen �Klient und Berater, die eine interpersonale und reziproke Kom-
munikation voraussetzt.  
 

N 

B e r a t u n g   ist ein zwischenmenschlicher Prozess (Interaktion), in welchem eine 
Person (der Ratsuchende oder Klient) in und durch die Interaktion mit einer anderen 
Person (dem Berater), mehr Klarheit über eigene Probleme und deren  
Bewältigungsmöglichkeiten gewinnt. Das Ziel von Beratung ist die Förderung von 
Problemlösungskompetenz. 
 
Quelle: Rechtien 1998 

 
 
Berater sind also nicht nur Informanten, sondern Begleiter in Reflexions- und Verände-
rungsprozessen. Dabei schließt ein weit gefasstes Beratungsverständnis die Strategien 
der Informationsverbreitung und Aufklärung mit ein, während es sich vom Begriff der 
Therapie deutlich distanziert. Die Nähe zwischen Beratung und Therapie lässt sich 
nicht leugnen und die einzelnen Merkmale lassen sich auch nicht immer trennscharf 
voneinander abgrenzen. Dennoch unterscheiden sich beide Strategien grundlegend in 
der übergeordneten Zielsetzung. Steht bei der Beratung das "Helfen" im Vordergrund, 
so ist es bei der Therapie das "Heilen". Therapie orientiert sich im Gegensatz zur Bera-
tung an Diagnosen und Indikationen und setzt das Vorliegen einer pathologischen 
Störung, also einer Krankheit voraus. Beratung hingegen versteht sich als ressourcen-
orientierte Entwicklungshilfe und wendet sich von der Defizitorientierung der Therapie 
ab. Natürlich gibt es Überschneidungen zwischen Helfen und Heilen, die sich gerade in 
der methodischen Vorgehensweise widerspiegeln. Auch können sich Beratung und 
Therapie sinnvoll ergänzen, doch es handelt sich grundsätzlich um zwei unterschiedli-
che Strategien. Diese Unterscheidung ist nicht zuletzt angesichts gesetzlicher Vor-
schriften erforderlich, denn sowohl das Heilpraktikergesetz (HPG) als auch das Psy-
chotherapeutengesetz (PsychTHG) behalten die Ausübung von Psychotherapie und 
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Heilkunde einem bestimmten Kreis von Erlaubnisinhabern vor, während die Beratungs-
tätigkeit keiner besonderen Zulassung bedarf. 
 
 
Methoden und Konzepte der Patientenberatung 
 
Der theoretische Diskurs über die Methoden der Patientenberatung steht noch am 
Anfang und es lassen sich keine für dieses Handlungsfeld spezifischen und allgemein 
etablierten Methoden nennen. Das bedeutet jedoch keineswegs, dass die Patientenbe-
ratung ohne professionelles Handwerkszeug auskommen muss. Ganz im Gegenteil 
liefern die klassischen Beratungsdisziplinen eine Vielzahl und Pluralität an methodi-
schen Konzepten, die sich auch auf das Handlungsfeld der Patientenberatung übertra-
gen lassen. Die Beratungsdiskussion in diesem Sektor sollte sich daher nicht isolieren, 
sondern sich kreativ mit Konzepten der Psychotherapie, der Sozialen Arbeit sowie den 
flankierenden Disziplinen wie der Pädagogik, der Soziologie und der Psychologie 
auseinandersetzen.  
 
Patientenberatung setzt sich mit der Befähigung und Motivation zur eigenverantwortli-
chen �Nutzung des Versorgungswesens auseinander. Darüber hinaus geht es um die 
Veränderung von Verhaltens- und Lebensweisen sowie um die Bearbeitung von psy-
chischen und sozialen Problemen. Neben diesen Schwerpunkten ist Patientenberatung 
auch auf die klassische Rechtsberatung angewiesen, da die Anliegen der Ratsuchen-
den zum Teil juristischer Natur sind. Darüber hinaus erfordert die Vermittlung spezifi-
scher Kenntnisse über einzelne Erkrankungen und Behandlungsmethoden den Rück-
griff auf lernpsychologische Ansätze. Dennoch stehen psychosoziale Ansätze ohne 
Frage im Mittelpunkt der Patientenberatung.  
 
Die damit verbundenen Methodenkonzepte haben ihren Ursprung in der psychoanaly-
tischen und tiefenpsychologischen Psychotherapie. Die daraus entwickelten klienten- 
und personenzentrierten Ansätze haben die Techniken der Gesprächsführung sowie 
die Haltung gegenüber den Klienten bis heute geprägt. Ähnliches gilt für die systemi-
sche Therapie sowie für die behaviouristischen und verhaltenstheoretischen Modelle, 
die den Methodenkanon der psychosozialen Beratung noch erweiterten. Später folgten 
noch die lösungsorientierten Ansätze, die ursprünglich ebenfalls aus dem Bereich der 
Psychotherapie stammen. Somit basiert ein großer Teil der heute noch zur Anwendung 
kommenden Beratungsmethoden aus den unterschiedlichen psychotherapeutischen 
Schulen, wobei die früher noch vorherrschenden Kämpfe um die einzig wahre Thera-
piemethode einer integrativen Vorgehensweise und einem individuell abgestimmten 
Methodenmix gewichen sind. 
 
Die pädagogische Beratung ergänzte diesen Fundus an Techniken und Methoden um 
edukative und reflexive Ansätze. Vor allem die theoretische Emanzipation der Sozial-
pädagogik brachte Methoden hervor, die für die Patientenberatung von großer Bedeu-
tung sind, denn hier geht es weniger um Störung und Heilung als vielmehr um eine 
Hilfestellung, die sich auf die Lebenswelt, den Alltag der Ratsuchenden, vorhandene 
soziale Ressourcen und eine gemeinsame Lösungsentwicklung unter Einbeziehung 
kultureller Aspekte stützt. Die wichtigsten Methoden sind dabei die �Einzelfallhilfe, 
die soziale �Gruppenarbeit sowie die �Gemeinwesenarbeit. In Theorie und Praxis 
der gegenwärtigen �Einzelfallhilfe hat zudem der Begriff des �Case Managements 
einen hohen Stellenwert erlangt. 
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N 

E i n z e l f a l l h i l f e   (auch: Soziale Einzelhilfe, Case-Work)  ist eine Methode der 
Sozialen Arbeit, in der Kenntnisse der Wissenschaften vom Menschen und Können 
in der Handhabung von Beziehungen dazu benutzt werden, Fähigkeiten des Einzel-
nen und Hilfsquellen der Gemeinschaft zu mobilisieren. Alle Konzepte der Einzelfall-
hilfe gehen davon aus, dass in einer Stärkung des Individuums eine erfolgreiche 
Strategie zur Lösung seiner Probleme zu suchen ist. Mit „Hilfe zur Selbsthilfe“ soll 
das Ziel einer emanzipierten, authentischen und (selbst-)verantwortlichen Persön-
lichkeit erreicht werden, die anschließend keiner weiteren professionellen Unterstüt-
zung mehr bedarf. 
 
Quelle: In Anlehnung an http://www.wikipedia.de und Schwendtke 1995 
 
 
F a l l m a n a g e m e n t   (auch: Case-Management) bezeichnet ein Ablaufschema 
organisierter bedarfsgerechter Hilfeleistung, in dem der Versorgungsbedarf eines 
Klienten sowohl über einen definierten Zeitraum als auch quer zu bestehenden Gren-
zen von Einrichtungen, Dienstleistungen, Ämtern und Zuständigkeiten geplant, 
implementiert, koordiniert, überwacht und evaluiert wird. 
 
Quelle: http://www.wikipedia.de 
 
 
Die   S o z i a l e   G r u p p e n a r b e i t   (auch: Group Work) ist eine Methode der 
sozialen Arbeit und bezieht sich auf Sozialarbeit in und mit Gruppen. Es handelt sich 
um einen helfenden und problemlösenden Prozess, der auf gruppendynamischen 
Prozessen basiert. Das heißt, es werden mehrere Individuen zu einer Gruppe zu-
sammengefasst, weil bestimmte Lernziele besser und nachhaltiger in einer Gruppe 
vermittelt werden können. Des weiteren können Menschen, die sich im normalen 
Leben immer in irgendwelchen natürlichen Gruppen befinden, viel über sich lernen, 
wenn sie sich in der pädagogisch betreuten Gruppe bewegen und mit anderen inter-
agieren. 
 
Quelle: In Anlehnung an http://www.wikipedia.de und Schwendtke 1995 
 
 
G e m e i n w e s e n a r b e i t   (auch: Community Work) ist eine Methode der sozia-
len Arbeit, die ganze Nachbarschaften, Stadtteile und Gemeinden zum Ausgangs-
punkt sozialpädagogischer Intervention macht. Gemeinwesenarbeit zielt nicht auf die 
individualpsychologische Verhaltensänderung Einzelner, sondern versucht, in Zu-
sammenarbeit mit möglichst vielen Betroffenen aller Altersstufen die Lebensqualität 
vor Ort zu steigern, die das Gemeinwesen beeinträchtigenden Probleme konstruktiv 
und lösungsorientiert aufzugreifen und "basisdemokratische" Willensbildungspro-
zesse zu ermöglichen. 
 
Quelle: In Anlehnung an http://www.wikipedia.de 

 
 
Die Ausführungen über die Fülle der methodisch fundierten Ansätze aus dem Feld der 
psychosozialen Beratung dürfte deutlich gemacht haben, dass es keineswegs an 
Strategien und methodischen Grundlagen für die Patientenberatung mangelt. In der 
Umsetzung gilt es, die zur Verfügung stehenden Methoden fachgerecht in den Bera-
tungsprozess einzubringen. Dabei sollte sich die Arbeit mit den Klienten nicht dogma-
tisch einer einzelnen Methodik unterwerfen, sondern Freiraum für die individuelle Prob-
lemlage der Klienten lassen. 
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Vermittlungsformen 
 
Eine grundsätzliche Entscheidung, die bereits in der Konzeptionsphase eines Bera-
tungsangebotes getroffen werden sollte, bezieht sich auf die Vermittlungsform. Vier 
verschiedene Vermittlungsformen lassen sich unterscheiden: Die Face-to-Face-
Beratung (auch: personale Beratung), die schriftliche Beratung per Post, die tele-
fonische Beratung sowie die internetgestützte Beratung. Die beiden letztgenannten 
Kommunikationswege werden häufig auch unter dem Begriff der medialen Beratung 
zusammengefasst. Im folgenden sollen die Möglichkeiten und Einsatzgebiete der 
einzelnen Vermittlungsformen erläutert und die jeweiligen Einsatzgebiete herausgear-
beitet werden. Auf die schriftliche Beratung per Post wird dabei allerdings nicht näher 
eingegangen, da diese angesichts der rasanten Ausbreitung der Neuen Medien mehr 
und mehr an Bedeutung verliert. Zudem handelt es sich auch bei der E-Mail-Beratung 
um eine rein textgebundene Kommunikation, die zur schriftlichen zahlreiche Parallelen 
aufweist. 
 
 
Face-to-Face-Beratung 
 
Die Face-to-Face-Beratung bildet die klassische Vermittlungsform und zeichnet sich 
gegenüber der medialen Beratung vor allem durch die räumliche Kopräsenz der 
interagierenden Gesprächspartner aus, d.h. Ratsuchende und Berater sitzen sich 
unmittelbar gegenüber. Dies macht in der Regel eine Terminabsprache erforderlich, so 
dass ein vergleichsweise hohes Maß an Verbindlichkeit entsteht. Zudem begünstigt die 
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räumliche und physische Kopräsenz unter bestimmten Bedingungen die Beziehungs-
aufnahme, da hier alle Kanäle der verbalen und non-verbalen Kommunikation zum 
Tragen kommen. So kann der Berater über Aussehen, Körperhaltung, Mimik, Gestik, 
Tonfall usw. Stimmungslagen wahrnehmen, sich einen umfassenden Eindruck machen 
und umgekehrt nonverbale Signale aussenden, um den Gesprächspartner zu bestär-
ken und Mitgefühl oder Interesse zu bekunden. Die Face-to-Face-Kommunikation ist 
also besonders reichhaltig und vermittelt für Sender wie Empfänger ein großes Aus-
maß an sozialen Begleitinformationen. 
 
Die großen Möglichkeiten der sozialen Begleitinformationen kommen vor allem Ratsu-
chenden zu Gute, die über ein geringes Sprach- und Ausdrucksvermögen verfügen, 
denn in der Konfrontation von Angesicht zu Angesicht können sie ihren Gefühlen durch 
nonverbale Kommunikation zusätzlichen Ausdruck verleihen. Gerade im Kontext der 
psychosozialen Unterstützung kann diese Eigenschaft der personalen Kommunikation 
von Vorteil sein, denn hier spielt die (physische) zwischenmenschliche Nähe eine 
entscheidende Rolle. Weiterhin weist die Face-to-Face-Kommunikation Stärken bei der 
Bearbeitung und Erörterung schriftlicher Unterlagen auf. So ist es z.B. bei der Abfas-
sung von Patientenverfügungen, dem Ausfüllen von Anträgen oder der Prüfung von 
Rechnungen hilfreich, wenn die betreffenden Dokumente gemeinsam eingesehen und 
bearbeitet werden können. Auch müssen Ratsuchende in einer Beratungsstelle keiner-
lei Medienkompetenzen mitbringen, um ihr Anliegen zum Ausdruck zu bringen. In 
dieser Beziehung kann die Face-to-Face-Beratung als besonders niederschwellig 
bezeichnet werden. Das gilt auch für andere Aspekte der Zugänglichkeit, denn auch 
die zugehende Beratung greift in erster Linie auf personale Vermittlungsformen zurück.  
 
Insgesamt lässt sich also feststellen, dass sich die Face-to-Face-Kommunikation be-
sonders gut eignet, um vulnerable Zielgruppen wie z.B. ältere Menschen oder Perso-
nen mit geringem Bildungsgrad zu erreichen. Zudem bietet sich diese Vermittlungsform 
an, um bestimmte Aufgaben wie die Erörterung schriftlicher Unterlagen zu bearbeiten. 
Schließlich begünstigt die reichhaltige Kommunikation die Dynamik der Beratungsbe-
ziehung im Kontext der psychosozialen Betreuung der Ratsuchenden. 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 3, Niederschwelligkeit 
 

 
 
Telefonische Beratung 
 
Das Telefon bildet die wichtigste mediale Beratungsform, denn es ist allgegenwärtig 
und problemlos zugänglich. Ratsuchende können die Beratungsleistungen somit von 
fast jedem Ort aus in Anspruch nehmen ohne dabei finanzielle oder zeitliche Ressour-
cen für die Anfahrt aufwenden zu müssen. Die erforderlichen Medienkompetenzen sind 
beinahe zu vernachlässigen, denn es gibt nur wenige Menschen, die ein Telefon nicht 
bedienen können. Am Telefon fallen visuelle Informationen weg, so dass sich die 
Kommunikation auf verbal-auditive Reize beschränkt. Das muss nicht notwendiger-
weise zu einer Verarmung der Kommunikation führen, denn die parasprachlichen 
Reize wie die Stimmlage, der Tonfall, die Lautstärke und der Sprachrhythmus werden 
bei einem Telefongespräch in der Regel sehr viel intensiver wahrgenommen als in der 
Face-to-Face-Kommunikation. Berater werden also zu besonders "sensiblen" Zuhörern 
und Ratsuchende können eine emotionale Nähe herstellen ohne dabei die möglicher-
weise als Schutz empfundene räumliche Distanz aufgeben zu müssen.  
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Die Distanz spielt gerade dann eine Rolle, wenn Ratsuchende ihre Identität nicht of-
fenbaren möchten und eine anonyme Beratung wünschen. Eingeschränkt wird die 
Anonymität durch die neuen Möglichkeiten der Rufnummernerkennung sowie durch 
den Erkennungswert der Stimme. In der Regel bleibt die gewünschte Distanz zum 
Gegenüber jedoch gewahrt. Ratsuchende sind so eher bereit, Probleme anzusprechen 
und geben auch intime und tabuisierte Sachverhalte preis. Diese Ehrlichkeit und Of-
fenheit bildet ein zentrales Merkmal der telefonischen Beratung. Zudem lässt die simul-
tane Kommunikation am Telefon ebenso wie bei der Face-to-Face-Beratung Raum für 
Spontaneität und "gedankliche Unordnung": Ratsuchende sind nicht gezwungen, ihre 
eigene Situation zu systematisieren, sondern können ihren Gedanken und Gefühlen 
freien Lauf lassen, während des Gespräches ihre Probleme herausarbeiten und ge-
meinsam mit den Beratern schrittweise Lösungen entwickeln. 
 
Die telefonische Beratung ist die am häufigsten genutzte Beratungsform und überzeugt 
durch ihre �Niederschwelligkeit. Sie eignet sich besonders gut, um Menschen mit 
eingeschränkter Mobilität sowie Personen mit begrenzten zeitlichen Ressourcen zu 
erreichen. Sie zeichnet sich durch einen Kompromiss zwischen Nähe und Distanz aus, 
der den individuellen Bedürfnissen der Ratsuchenden in vielen Situationen entgegen-
kommt. Schließlich ermöglicht sie auch aus Sicht der Anbieter eine flächendeckende 
und gleichzeitig kostengünstige Versorgung mit Beratungsleistungen. 
 
 
Online-Beratung 
 
Neben der Face-to-Face-Beratung und dem telefonischen Kontakt wird auch die inter-
netgestützte Kommunikation im Bereich der Patientenberatung immer häufiger einge-
setzt und genutzt. Eine besondere Eigenschaft bildet hier die fast grenzenlose Verfüg-
barkeit gesundheitsrelevanter Informationen, die praktisch rund um die Uhr abgerufen 
werden können. Somit ist auch das Internet ein besonders niederschwelliges Medium, 
das Beratungskontakte jederzeit ohne nennenswerten Aufwand ermöglicht. Auch die 
Reichweite ist vergleichsweise groß, da das Internet weltweit nutzbar ist. Einge-
schränkt wird dieser Aspekt allerdings durch den begrenzten Zugang zu Internetdiens-
ten und die zur Bedienung erforderliche Medienkompetenz. Das Internet ist            
multimedial und bietet durch die Integration von Text, Bild, Video und Audio eine 
Vielzahl von Möglichkeiten, um die oft sehr komplexen biomedizinischen Zusammen-
hänge von Krankheit und Gesundheit zu veranschaulichen. Außerdem ermöglicht es 
neben der interpersonalen Kommunikation zwischen einzelnen Personen (z.B. per E-
Mail) auch Gruppen- (z.B. per �Diskussionsforum) und Massenkommunikation (z.B. 
über eine Website im WWW) und liefert eine technische Infrastruktur, in der sich diese 
Kommunikationsdienste interaktiv miteinander verknüpfen lassen. Durch das digitale 
Datenformat werden Informationen zudem systematisiert und nutzerfreundlich aufbe-
reitet. Sie lassen sich durchsuchen, herunterladen, speichern, verschicken und in 
Abhängigkeit vom Schwierigkeitsgrad bzw. der Informationstiefe in unterschiedlichen 
Ebenen anordnen (Hypertext-Struktur).  
 
Obwohl Videokonferenzen im Internet technisch kein Problem darstellen, beschränkt 
sich die Online-Beratung meist auf die textgebundene Kommunikation. Soziale 
Begleitinformationen wie Körpersprache oder parasprachliche Signale wie die Stimm-
lage bleiben meist verborgen. Diese Kanalreduktion wird zwar häufig kritisiert, erhöht 
aber die Kontrolle der Rat- und Hilfesuchenden über die Kommunikationsabläufe und 
somit auch das Sicherheitsgefühl der Klienten. Angesichts der vollständigen Anonymi-
tät und der Nivellierung sozialer Begleitinformationen kommt es zum Wegfall von 
Hemmungen und die Kommunikation wird von Stereotypisierungen und Vorurteilen 
weitestgehend befreit. Zudem bleiben die Autonomie und der Handlungsspielraum der 
Ratsuchenden vollständig erhalten, da sie sich jederzeit dazu entscheiden können, den 
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Beratungskontakt abzubrechen. Die textgebundene Kommunikation geht jedoch nicht 
nur mit dem Wegfall sozialer Begleitinformationen einher, sondern ermöglicht es, zu-
rückliegende Dialoge erneut zu sichten ("Reviewability") und neue Botschaften vor der 
Versendung zu prüfen und gegebenenfalls zu überarbeiten ("Revisibility"). Da die 
meisten Internetdienste - vom �Chat abgesehen - zeitversetzt arbeiten, können sich 
die Kommunikationspartner hierfür auch die benötigte Zeit nehmen. Das bietet den 
Ratsuchenden Chancen der Selbstreflexion und ermöglicht den Beratern eine fundierte 
Recherche sowie eine Rücksprache mit Kollegen und Experten.   
 
Das Internet ermöglicht soziale Kontakte und Beziehungen, die bisher aufgrund räumli-
cher und sozialer Barrieren nicht realisierbar gewesen wären. Gleichzeitig schafft es 
neue Rahmenbedingungen für den Informationstransfer. Über ein vergleichsweise 
niederschwelliges Kommunikationsangebot bietet es die Möglichkeit für eine vollkom-
men anonyme Kontaktaufnahme zum Hilfesystem und eignet sich daher besonders für 
Menschen mit Problemkonstellationen, die eine besondere Diskretion erfordern, die 
persönliche Autonomie einschränken oder den Ratsuchenden möglicherweise unan-
genehm sind. Zudem lassen sich angesichts der soziodemographischen Merkmale der 
Internet-Nutzer besonders junge Zielgruppen und auch Männer über die Neuen Medien 
sehr gut erreichen. Eine flächendeckende Versorgung mit Beratungsleistungen kann 
mit Einschränkungen gewährleistet werden und ähnlich wie bei der Telefonberatung ist 
der Aufbau einer virtuellen Beratungsstruktur vergleichsweise kostengünstig zu reali-
sieren. 
 
 
Synthese der Vermittlungsformen 
 

Alle Vermittlungsformen haben ganz spezifische Eigenschaften und bringen unter-
schiedliche Chancen und Möglichkeiten für die Beratungskommunikation mit sich. Sie 
dienen der Bearbeitung abweichender Kommunikationsaufgaben, so dass sich nicht 
sagen lässt, welche Vermittlungsform "besser" oder "schlechter" ist. Ganz im Gegenteil 
geht es nicht um eine Entscheidung für ein einzelnes Beratungsmedium, sondern 
vielmehr um die sinnvolle Integration aller zur Verfügung stehenden Vermittlungsfor-
men in das gesamte Beratungskonzept einer Einrichtung. Natürlich können je nach 
Ausrichtung und Themenwahl einer Einrichtung Schwerpunkte der Vermittlungsform 
gesetzt werden,  die Informations- und Beratungsleistungen sollten aber dennoch im 
Sinne eines komplementären Angebotsspektrums gleichzeitig in Beratungsstellen, 
Call-Centern sowie über Websites angeboten bzw. vermittelt werden. Nur so kann ein 
Beratungsangebot den Kommunikationsbedürfnissen seiner Nutzer optimal entgegen-
kommen und die Zugangsschwellen weitestgehend minimieren. 
 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 2, Bedarfs- und Bedürfnisgerechtigkeit 
Abschnitt 2, Zielgruppen 
Abschnitt 3, Niederschwelligkeit 
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 · 
Face-to-Face 

℡ 
Telefon 

: 
Internet 

Räumliche Kopräsenz    

Zeitliche Kopräsenz    

Simultane Kommunikation    

Zeitversetzte Kommunikation    

Verbindlichkeit    

Blick, Mimik, Gestik, Haltung usw.    

Parasprachliche Reize     

Spezifische Medienkompetenzen    

Anonyme Kontaktaufnahme    

Reichweite    

Interpers. Einzelkommunikation    

Interpers. Gruppenkommunikation    

Massenkommunikation    

Reviewability/Revisibility    

Einbindung audiovisueller Medien    

    

 vorhanden / hoch / erforderlich / möglich 

 bedingt vorhanden / mittel / bedingt erforderlich / bedingt möglich 

 nicht vorhanden / niedrig / nicht erforderlich / nicht möglich 
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Finanzierung 
 
Patientenberatung benötigt Ressourcen, die - auf welche Art auch immer - finanziert 
werden müssen. Da sich das Praxisfeld der Patientenberatung erst in den vergange-
nen Jahren deutlich ausgeweitet hat, mangelt es noch an nachhaltigen Finanzierungs-
perspektiven, so dass die Akquise finanzieller Mittel eine der größten Hürden auf dem 
Weg zu einer flächendeckenden Versorgungen mit unabhängigen Beratungsleistungen 
für Patienten und deren Angehörige darstellt. Könnte dieser Praxisleitfaden ein Patent-
rezept zur Finanzierung anbieten, so würde er wohl schnell zum Bestseller avancieren, 
doch dies ist - das sei schon vorweggenommen - leider nicht der Fall. Dennoch zeigt 
die stetige Zunahme der Beratungseinrichtungen, dass es Mittel und Wege gibt, um 
eine finanzielle Basis zu schaffen. Häufig sind die Finanzierungskonzepte jedoch zeit-
lich begrenzt und es mangelt an nachhaltigen, d.h. dauerhaften Lösungen. 
 
Ein Aspekt, der im Kontext dieser Thematik häufig diskutiert wird, ist die �Neutralität 
und �Unabhängigkeit. So knüpfen gerade Sponsoren aus dem kommerziellen 
Sektor ihre Zuwendungen häufig an die Bedingung einer inhaltlichen oder themati-
schen Einflussnahme. Dies ist aus Sicht der Geldgeber sicher verständlich, lässt sich 
mit den Zielen der Patientenberatung jedoch nicht immer vereinbaren. Vor allem die 
Verbände und Organisationen der Selbsthilfe vertreten hier eine eher moderate Hal-
tung und greifen durchaus auf finanzielle Mittel z.B. der Pharmaindustrie zurück. Die in 
diesem Kontext verfassten "Selbstverpflichtungserklärungen" sollen eine Einfluss-
nahme der Geldgeber verhindern. Andere Akteure der Patientenberatung lehnen einen 
solchen Kompromiss wiederum gänzlich ab und greifen ausschließlich auf Eigenmittel 
der Träger (z.B. Kirchensteuermittel, Mitgliedsbeiträge) und öffentliche Fördermittel 
(z.B. Landesmittel, kommunale Zuschüsse) zurück. Diese werden jedoch immer knap-
per, während sich die Beratungsangebote ausbreiten und um die finanziellen Mittel 
konkurrieren. Andere Anbieter gehen daher den Weg kostenpflichtiger Beratungsange-
bote. Eine solche Kommerzialisierung der Patientenberatung widerspricht wiederum 
dem Gebot der �Niederschwelligkeit. So bleiben schließlich noch gerichtliche Buß-
gelder, Stiftungsgelder und private Spenden, doch auch hier reichen die Einkünfte 
häufig nicht aus, um einschlägige Einrichtungen vollständig und nachhaltig zu finanzie-
ren. 
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Abschnitt 6, Die 8 Prinzipien der Patientenberatung 
 

 
Somit dürfte deutlich geworden sein, dass die Finanzierung der Patientenberatung 
zumindest bisher keinesfalls als gesichert bezeichnet werden kann. Zukünftig wird zu 
prüfen und zu diskutieren sein, inwiefern es vertretbar ist, mit Mitteln kommerzieller 
Geldgeber zu haushalten und ob zumindest die finanzielle Beteiligung der Nutzer von 
Patientenberatung einen Beitrag zu einer nachhaltigen Finanzierungsperspektive 
leisten könnte. Zudem bleiben politische Entscheidungen und Weichenstellungen 
abzuwarten, inwiefern die mit dem § 65b SGB V eingeleitete, öffentliche Finanzierung 
der unabhängigen Patientenberatung weiter ausgebaut wird. Bis dahin gilt es, im Ein-
zelfall kreative Finanzierungslösungen zu entwickeln und auf eine breite Mischfinan-
zierung zurückzugreifen, die die Existenz der Beratungseinrichtung beim Wegfall einer 
Ressourcenquelle sicherstellen kann.  
 
Die Knappheit finanzieller Mittel stellt die Beratung unter den Zwang, ihren Nutzen 
sowie ihre �Effektivität und �Effizienz unter Beweis zu stellen. Natürlich werden 
durch Beratung häufig teure Folgeprobleme verhindert, aber das ist in der Regel nur 
schwer nachweisbar. Außerdem ist durch die Vielzahl der Kostenträger im Gesund-
heitswesen nicht immer klar, an welcher Stelle das Geld faktisch eingespart wird. Da-
her ist es umso wichtiger, mit den zur Verfügung stehenden Mitteln wirtschaftlich um-
zugehen. Zudem erscheint es sinnvoll, auf die aus den angelsächsischen Ländern 
stammenden Konzepte des Sozialmarketings zurückzugreifen, um die finanzielle Lage 
des Beratungssektors weitestmöglich abzusichern. Hier ist vor allem das sog. 
�"Fundraising" von Bedeutung, das sich auf die Akquise privater Ressourcen für Non-
Profit-Organisationen konzentriert.   
 

N 

F u n d r a i s i n g   beschreibt die systematische Erschließung von Unterstützern der 
Mission einer Non-Profit-Organisation, die der Organisation Ressourcen für ihre 
Arbeit zur Verfügung stellen. 
 
Quelle: Fischer 2004 

 
 
Das �Fundraising stellt nicht etwa Geld, sondern die emotionale Bindung zu den 
Förderern in den Mittelpunkt, denn sie wird als entscheidende Grundlage der Hilfsbe-
reitschaft und Großzügigkeit gesehen. Der Erfolg eines Fundraisers wird also nicht 
primär über die Höhe eingeworbener Spendengelder sondern über die Zahl und die 
�Qualität von Beziehungen zu (potentiellen) Förderern gesehen. Zudem geht es nicht 
nur um finanzielle, sondern auch um materielle und personelle Ressourcen. Denkbar 
wäre etwa, dass sich eine Druckerei bereit erklärt, die Image-Broschüre einer Bera-
tungseinrichtung zum halben Preis, kostendeckend oder gar kostenlos herzustellen. 
Eine solche Dienstleistung wird als ebenso wertvoll angesehen wie eine Geldspende. 
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Ausgehend von der hohen Bedeutung der emotionalen Beziehung, stehen die Bedürf-
nisse der Förderer und nicht etwa die finanziellen Interessen der Einrichtung im Mittel-
punkt der Fundraising-Arbeit. Somit stellt sich also die Frage, welche Bedürfnisse 
Menschen haben, die Ressourcen in eine Beratungseinrichtung investieren: 
 
 
• Die Förderer wollen sich mit den Zielen der Einrichtung identifizieren können; 
• Die geleistete Arbeit der Einrichtung soll ihnen sinnvoll und unterstützenwert er-

scheinen;  
• Sie möchten möglicherweise Partizipationsmöglichkeiten und Mitspracherechte 

erhalten; 
• Sie wollen wissen, wo Ihre Ressourcen eingesetzt werden. 
 
Es ist wichtig, die Förderer persönlich zu betreuen, denn Menschen geben Ressourcen 
an Menschen und nicht an eine anonyme Institution. Dabei sollte das �Fundraising 
nach Möglichkeit "Chefsache" sein, denn es müssen alle Ebenen einer Organisation in 
das Konzept einbezogen werden. Zudem werden die Leiter einer Einrichtung von 
Außen ganz anders wahrgenommen als die nachgeordneten Mitarbeiter. Das mag 
ungerechtfertigt sein, doch in diesem Fall sind die Präferenzen potentieller Förderer 
maßgeblich. Zunächst geht es jedoch darum, Aufmerksamkeit zu erlangen. Somit 
sollte der Fundraising-Gedanke stets in der Öffentlichkeitsarbeit berücksichtigt werden. 
Der nächste Schritt beinhaltet dann die Kontaktaufnahme zu potentiellen Interessenten 
sowie die Vertiefung der geknüpften Beziehung. Schließlich muss eine Einrichtung 
auch konkret nach Ressourcen nachfragen, denn wer nicht fragt, gewinnt auch nichts. 
Ist sie dabei erfolgreich, so heißt das keineswegs, dass der Förderer in diesem Mo-
ment uninteressant geworden ist, weil man das bekommen hat, was man wollte. Nun 
ist es umso wichtiger, den Kontakt aufrechtzuerhalten, Rückmeldungen über den Ein-
satz der Ressourcen abzugeben und in angemessener Weise für die Leistungen zu 
danken. Nur unter diesen Bedingungen werden die Ressourcen vielleicht erneut zur 
Verfügung gestellt. 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 5, Öffentlichkeitsarbeit 
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gänglich sein. Das allein ist jedoch nicht ausreichend, denn auch die Größe sowie die 
Aufteilung der Räumlichkeiten muss den unterschiedlichen Nutzungsprofilen entspre-
chen.  
 
Um Einzelberatung durchführen zu können, werden zunächst kleinere, abgeschlosse-
ne Räume benötigt. Angesichts der Tatsache, dass in der Patientenberatung oft sehr 
intime Belange zur Sprache kommen und Vertrauen eine große Rolle spielt, sollte das 
Mithören durch andere Personen hier ausgeschlossen werden können. Häufig frequen-
tierte Durchgangszimmer oder Großraumbüros sind daher wenig geeignet. Neben 
diesen kleineren Räumen wird auch zumindest ein größerer Raum für Gruppenbera-
tungen und Teambesprechungen benötigt. Zudem müssen auch Büroarbeiten und 
Recherchetätigkeiten in möglichst ungestörter Atmosphäre räumlich realisierbar sein. 
Begrenzt sich ein Beratungsangebot auf telefonische bzw. internetgestützte Dienstleis-
tungen ist die Lage der Räumlichkeiten sowie die Raumaufteilung weniger relevant. 
Möglichst ungestörte Büroarbeitsplätze reichen hier in aller Regel aus. Dennoch sollten 
je nach Anzahl der Mitarbeiter auch Räumlichkeiten für Teambesprechungen zur Ver-
fügung stehen. 
 
In Bezug auf die Einrichtung der Räumlichkeiten ist in einer personalen Beratungs-
stelle eine möglichst angenehme und einladend wirkende Atmosphäre zu schaffen. 
Dies kann u.a. durch eine gezielte farbliche Gestaltung und das Aufstellen von Zim-
merpflanzen erreicht werden. Grundsätzlich gilt es auch, eine Büroatmosphäre mit 
Aktenregalen, vollbepackten Schreibtischen und Amtsstubencharakter durch eine 
räumliche Trennung des Büro- und Beratungsbereiches zu vermeiden. Die Möblierung 
im Beratungsbereich sollte dabei das partnerschaftliche Verhältnis unterstreichen. Eine 
erhöhte Sitzposition des Beraters, gestörter Blickkontakt, eine große Distanz zum 
Gesprächspartner stehen dem entgegen. Auch die klassische Einrichtungskonstellation 
des ärztlichen Sprechzimmers, in der sich der Berater hinter einem großen Schreib-
tisch "verschanzt", ist hier wenig hilfreich. Für den Fall, dass keine Face-to-Face-
Beratung, sondern lediglich telefonische oder internetgestützte Dienstleistungen vor-
gehalten werden, sind funktional eingerichtete Büroräume ausreichend. Hier ist jedoch 
auf die ergonomische Gestaltung der Arbeitsplätze zu achten. Darüber hinaus sind 
die einschlägigen rechtlichen Vorschriften einzuhalten. 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 3, Niederschwelligkeit 
Abschnitt 6, Die 8 Prinzipien der Patientenberatung 
 

 

@ 
 

 

Die Berufsgenossenschaften informieren über die ergonomische Gestaltung von  
Bildschirmarbeitsplätzen und die Einrichtung von Call-Centern: 
 

http://www.berufsgenossenschaft.de 
http://www.vbg.de 
http://www.bgw-online.de 

 
 
Neben der Schaffung geeigneter Räumlichkeiten bildet die Schaffung einer techni-
schen Infrastruktur einen weiteren Vorbereitungsschritt. Heutzutage kann wohl keine 
Beratungseinrichtung mehr ohne Computer auskommen. Das gilt auch für die Face-to-
Face-Beratung. Deshalb bildet die Beschaffung der erforderlichen Hardware bei 



 

Praxisleitfaden Patientenberatung 47 

Abschnitt 3: Schaffung der erforderlichen Infrastruktur

allen Vermittlungsformen einen weiteren entscheidenden Schritt beim Aufbau der 
erforderlichen Infrastruktur. Darüber hinaus sind mittlerweile alle Vermittlungsformen 
auf das Internet angewiesen, so dass auch die Einrichtung schneller und zuverlässiger 
Internetzugänge erforderlich ist. Dies gilt insbesondere für die Online-Beratung. Ange-
sichts zahlreicher Sicherheitsrisiken sind in diesem Kontext auch Maßnahmen wie die 
Installation von Virenschutzsoftware und der Einsatz von ÓFirewalls erforderlich.  
 
Die Beratung über einen ÓChat, ein öffentlich zugängliches ÓDiskussionsforum oder 
per ÓE-Mail erfordert den Aufbau einer Website im Internet. Der erste Schritt auf dem 
Weg dorthin liegt in der Auswahl und Anpassung eines geeigneten Content-
Management-Systems. Ein solches System ermöglicht die Gestaltung und Pflege von 
Web-Inhalten ohne einschlägige Programmierkenntnisse. Bei der E-Mail-Beratung ist 
zudem ein mit Verschlüsselungstechnologie gesicherter Beratungsserver erforderlich, 
um die geltenden datenschutzrechtlichen Vorschriften für diesen Bereich zu erfüllen. 
Insgesamt ist der Aufbau einer Website im Internet ein recht komplexes Unterfangen, 
das ein hohes Maß an technischer Kompetenz und Erfahrung erfordert. Zudem sind 
zahlreiche Aspekte wie etwa die sog. Website-Usability zu berücksichtigen, so dass es 
in der Regel keinen Sinn macht, eine Website im Do-it-yourself-Verfahren zu erstellen. 
Stattdessen sollten professionelle Agenturen und Internet-Dienstleister mit derartigen 
Aufgaben betraut werden, da solche Anbieter das zur Umsetzung einer Gesundheits-
website erforderliche Spektrum an Kompetenzen und technischen Fähigkeiten eher 
einbringen können.  
 
Neben dem Internet bietet es sich zudem an, ein ÓIntranet zu installieren, dass die 
Mitarbeiter einer oder mehrerer Beratungseinrichtungen miteinander vernetzt und das 
Informationsmanagement enorm erleichtert. Auch dabei sollte auf professionelle, tech-
nische Betreuung zurückgegriffen werden. Technische Informationssysteme wie ein 
ÓIntranet gehören auch zur Grundausstattung der telefonischen Beratung. Darüber 
hinaus sind je nach Umfang eines telefonischen Beratungsangebotes bestimmte Vor-
kehrungen und Anschaffungen wie etwa die Installation einer adäquaten Call-Center-
Software zu tätigen.  
 

N 

Ein  C o n t e n t - M a n a g e m e n t - S y s t e m ist ein Softwaresystem für das 
Administrieren von Webinhalten mit Unterstützung des Erstellungsprozesses  
basierend auf der Trennung von Inhalten und Struktur. 
 
Quelle: http://www.content-manager.de 
 
 
Ein   I n t r a n e t   ist ein Rechnernetzwerk, das auf den gleichen Techniken wie das 
Internet (TCP/IP, HTTP, HTML) basiert, jedoch nur von einer festgelegten Gruppe von 
Mitgliedern einer Organisation genutzt werden kann. 
 
Quelle: http://www.wikipedia.de 

 
 
Die bisherigen Erläuterungen zum Aufbau der räumlichen und technischen Infrastruktur 
zeigen nur einen Ausschnitt der anfallenden Aufgaben. Das gilt insbesondere dann, 
wenn eine Einrichtung ganz neu aufgebaut und nicht in den Räumlichkeiten einer 
bestehenden Organisation untergebracht wird. Hier beginnt die Arbeit häufig schon mit 
der Renovierung der Räumlichkeiten und reicht über die Anschaffung von Büromateria-
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lien, das Anschließen vom Faxgerät und Kopierer, die Verlegung von Datenleitungen 
bis hin zur Beschaffung einer Kaffeemaschine. Je nach Ausgangslage ist für diese 
Phase der Umsetzung also ausreichend Zeit einzuplanen. 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 3, Niederschwelligkeit 
Abschnitt 3, Personalmanagement 
Abschnitt 4, Bereitstellung der inhaltlichen Grundlagen 
 

 
 

X 

Checkliste zum Aufbau einer eigenen Website im Internet 
 

Ã Werden die formalen Kriterien des Aktionsforums Gesundheitsinformationssystem 
(afgis) und der Health on the Net Foundation (HON) erfüllt? 

Ã Sind die angebotenen Informationen vollständig? 
Ã Sind die einzelnen Textbausteine kurz gehalten? 
Ã Sind die Anforderungen bzgl. der Website-Usability (klare und übersichtliche Struktur, 

verständliche Menüpunkte, logisch nachvollziehbare Navigation, ansprechendes und 
nutzerfreundliches Design, Funktionsfähigkeit der Links und Anwendungen, Sitemap, 
Suchfunktion...) erfüllt?  

Ã Sind die Anforderungen bzgl. der Readability (Lesbarkeit, Einfachheit des              
Sprachniveaus, roter Faden, Rechtschreibung...) erfüllt? 

Ã ist der Zugang zum Internetangebot kostenfrei? 
Ã Werden Registrierungsvorgänge vermieden? 
Ã Ist die Website auch mit unterschiedlichen Browsern lesbar und nutzbar                  

(Browserkompatibilität)? 
Ã Ist das Angebot auch mit langsameren Zugangsgeräten (z.B. Modem) problemlos 

nutzbar (Downloadzeiten)? 
Ã Ist die Website barrierefrei? 
Ã Wurde das Internetangebot angemessen bekannt gemacht (Website-Promotion)? 
Ã Ist die Zielgruppe der Website klar ersichtlich? 
Ã Werden neben den Informationen auf der Website auch Beratungsleistungen per          

E-Mail, Chat oder Diskussionsforum angeboten? 
Ã Werden Chats bzw. Foren moderiert? 
Ã Hat die Website eine Datenschutzerklärung und ein Impressum? 
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http://www.callcenternetzwerk.org 
http://www.contentmanager.de 

 
 
Niederschwelligkeit 

N 

N i e d e r s c h w e l l i g k e i t   (auch: Niedrigschwelligkeit, engl.: low threshold) 
steht für die leichte Zugänglichkeit, Barrierefreiheit und Erreichbarkeit eines  
Hilfsangebotes. Der Begriff stammt aus der Sozialen Arbeit und wurde zuerst in der 
Drogenhilfe geprägt, wo Abstinenz ursprünglich als Bedingung für Hilfsleistungen 
gesehen wurde. Angebote wie Spritzentausch, Streetwork oder Methadonabgabe 
lösten sich dann von diesem Abstinenzgebot und wurden daher als niederschwellig 
bezeichnet. Heute wird der Begriff in vielen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
verwendet und bezieht sich z.B. auf die behindertengerechte Gestaltung von  
Räumlichkeiten, die zeitliche und räumliche Erreichbarkeit sozialer Dienste, die 
leichte Bedienbarkeit bestimmter Medien sowie der kostenfreie Zugang zu  
Hilfsleistungen. 

 
Auch wenn Beratungsleistungen inhaltlich durch eine hohe ÓQualität überzeugen, so 
ist der patientenseitige Nutzen dennoch gering, wenn diese für die anvisierten Ziel-
gruppen nur schwer erreichbar sind. Die ÓNiederschwelligkeit der Angebote bildet 
daher eine grundlegende Bedingung für eine nutzerorientierte Patientenberatung. 
Diese Zugänglichkeit beginnt schon mit der Auffindbarkeit. Beratungsstellen sollten 
beispielsweise gut ausgeschildert sein und in Telefonbüchern und Branchenverzeich-
nissen gelistet werden. Internetgestützte Angebote sollten zudem in allen gängigen 
Suchmaschinen eingetragen sein und über eine leicht zu merkende Adresse aufgeru-
fen werden können. Auch die verpflichtende Speicherung personenbezogener Daten 
sollte vermieden werden, um Ratsuchende nicht abzuschrecken. Auch der kostenfreie 
bzw. kostengünstige Zugang zu Beratungsangeboten bildet ein wichtiges Element 
der ÓNiederschwelligkeit. Darüber hinaus lassen sich drei weitere Punkte nennen, die 
im Folgenden noch näher erläutert werden sollen: Die räumliche Erreichbarkeit, die 
zeitliche Erreichbarkeit sowie der barrierefreie Zugang für Menschen mit Behin-
derungen. 
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Räumliche Erreichbarkeit 
 
Beinhaltet das jeweilige Angebotsspektrum auch die Face-to-Face-Beratung in einer 
Beratungsstelle vor Ort, so ist bei der Auswahl der Räumlichkeiten darauf zu achten, 
dass diese für die Zielgruppe auch problemlos zu erreichen sind. Komplizierte An-
fahrtswege, Räumlichkeiten in Hinterhauswohnungen oder Beratungsstellen in abgele-
genen Industriegebieten sind hier wenig hilfreich. Im Idealfall sollte die Einrichtung in 
einem Ladenlokal an belebten Einkaufspassagen untergebracht werden, denn hier 
profitiert das Angebot zusätzlich von "Laufkundschaft". Natürlich ist eine solche Lokali-
tät angesichts hoher Kosten für die Miete nicht immer realisierbar, aber dennoch sollte 
eine gute Erreichbarkeit stets gewährleistet sein. Hierzu zählt neben der zentralen 
Lage auch ein ausreichendes Kontingent an Parkplätzen in der unmittelbaren Umge-
bung. Darüber hinaus sollte eine gute Anbindung mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
vorhanden sein, denn nicht alle Ratsuchenden verfügen über ein eigenes Auto - das 
gilt insbesondere für sozial benachteiligte Zielgruppen. 
 

Ĕ 
 

Abschnitt 3, Räumliches Setting und technische Infrastruktur 
 

 
Einen weiteren Aspekt der räumlichen Erreichbarkeit bildet die flächendeckende 
Versorgung mit Beratungsleistungen. In Ballungsgebieten ist häufig schon eine Viel-
zahl an Beratungsangeboten vorhanden, während sich in dünn besiedelten Gebieten 
großflächige Defizite beobachten lassen. Entsprechend wäre es sinnvoll, vor allem 
allgemein ausgerichtete Beratungsstellen im ländlichen Bereich anzusiedeln. Hier 
reicht die Bevölkerungsdichte jedoch häufig nicht aus, um die Auslastung des Bera-
tungsangebotes gewährleisten zu können. Daher verfolgen viele Anbieter die Strategie 
der dezentralen Standorte, d.h. sie betreiben eine zentrale Beratungseinrichtung in 
einer größeren Stadt und eröffnen in ländlichen Regionen kleinere Zweigstellen mit 
begrenzten Öffnungszeiten, die organisatorisch der Zentrale zugeordnet werden. Diese 
Vorgehensweise ist z.B. aus der Versicherungsbranche oder dem Bankenwesen be-
kannt. 
 
Das folgende Praxisbeispiel zeigt deutlich, dass der Betrieb dezentraler Beratungs-
standorte ein aufwändiges und vor allem kostenintensives Unterfangen ist, das zudem 
nicht unbedingt den individuellen Bedürfnissen der Nutzer entspricht. So ist die zeitli-
che Erreichbarkeit und Kontinuität aus Nutzersicht häufig wichtiger als die räum-
liche Erreichbarkeit. Ist ein Angebot nur an einzelnen Wochentagen für wenige Stun-
den erreichbar, so bleiben die Klienten nicht selten aus und das Kosten-Nutzen-
Verhältnis gerät aus dem Gleichgewicht. Die Einrichtung von dezentralen Beratungs-
standorten macht also nur dann Sinn, wenn die materiellen, personellen und finanziel-
len Ressourcen nutzerfreundliche Öffnungszeiten und eine zentrale Koordinierung und 
Organisation der Beratungsabläufe ermöglichen. Sind diese Voraussetzungen nicht 
gewährleistet, so bieten Außensprechstunden in vorhandenen Räumlichkeiten mit 
vorheriger telefonischer Terminabsprache eine sinnvolle Alternative. Schließlich muss 
auch geprüft werden, ob ein Face-to-Face-Angebot überhaupt erforderlich ist oder ob 
z.B. eine Telefon-Hotline ausreicht, um die Zielgruppe mit Beratungsleistungen flä-
chendeckend zu versorgen. Dies gilt insbesondere für themenspezifische Angebote, 
die sich auf eine bestimmte Erkrankung spezialisiert haben. Die hier auflaufenden 
Fachfragen lassen sich in der Regel auch telefonisch oder über das Internet per ÓE-
Mail bearbeiten. 
 
 


